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Geschäftsbereich des Bundeskanzlers 
und des Bundeskanzleramtes 


1. Abgeordneter 

Freimut 

Duve 


(SPD) 


Welche Ziele verfolgt die Bundesregierung mit 
der Herausgabe des neuen „Journal für Deutsch- 
land" im Vergleich zu den schon seit längerer Zeit 
erscheinenden Publikationen des BPA, und wie 
hoch sind die Kosten für dieses Magazin? 


Antwort des Stellvertretenden Chefs des Presse- und Informationsamtes 
der Bundesregierung Wolfgang G. Gibowski 
vom 6. Juni 1994 


Mit dem „Journal für Deutschland" will die Bundesregierung ihren Bür- 
gerservice verbessern; durch ein kompaktes Informationsangebot - und 
eine attraktivere Aufmachung, die Interesse weckt und die Lesbarkeit för- 
dert. Wir haben zudem eine kostengünstigere Produktion ermöglicht. Da- 
für wurden die Schriften „Politik" und „Arbeitnehmer-Brief" sowie meh- 
rere kleinere BPA-Informationsdienste Mitte 1993 zusammengelegt und 
im „Journal für Deutschland" fortgeführt. 


Dieses Magazin soll also einen seit 1977 gültigen Organisationserlaß 
möglichst effektiv umsetzen, in dem als Aufgabe des BPA u. a. festgelegt 
wird: „Unterrichtung der Bürger und der Medien über die Politik der Bun- 
desregierung durch Darlegung und Erläuterung der Tätigkeit, der Vor- 
haben und der Ziele der Bundesregierung mit den Mitteln der Öffentlich- 
keitsarbeit . . . " . 


Seit der deutschen Einheit ist der Informationsbedarf der Bevölkerung 
breiter und intensiver geworden. Dem wird das „Journal für Deutschland" 
durch seinen größeren Umfang, aber auch durch die Art des Vertriebs, 
gerecht. Erstmals werden in größerer Zahl nicht nur Bürgerinnen und Bür- 
ger über feste Verteiler beliefert. Das Journal wird auch an frei zugäng- 
lichen Stellen - in Infotheken, Postämtern, auf Bahnhöfen und in Zügen - 
ausgelegt und ist damit praktisch für jedermann zugänglich. Dies erfor- 
derte auch eine neue, zeitgemäße Aufmachung der Publikation. Daß sie 
beim Publikum ankommt, zeigt die Leseranalyse. Danach halten rund 
85 Prozent der ehemaligen Bezieher von „Politik" und „Arbeitnehmer- 
Brief" das „Journal für Deutschland" in Inhalt und Gestaltung für informa- 
tiver und attraktiver als die Vorgänger-Publikationen. 


Das „Journal für Deutschland" erscheint derzeit zweimonatlich in einer 
Auflage von 920000 Exemplaren. Je Ausgabe entstehen dabei Kosten von 
600000 DM, also ca. 3,6 Millionen DM jährlich. Dies entspricht einem 
Heftpreis von 0,65 DM; davon entfallen auf die Herstellung 0,35 DM und 
auf den Vertrieb 0,30 DM. 


Wir achten selbstverständlich bei dieser Schrift, wie in unserer gesamten 
Öffentlichkeitsarbeit, auf die besonderen Anforderungen des Bundesver- 
fassungsgerichts für Vorwahlzeiten. 
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Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


2. Abgeordnete 

Ingrid 

Koppe 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche Maßnahmen hat die Kommission dem Rat 
der EU empfohlen, um der Öffentlichkeit Infor- 
mationen der EU-Gremien zugänglicher und 
deren Beschlußverfahren transparenter zu 
machen, wie dies die Teilnehmer der Maastrich- 
ter Konferenz in ihrer Erklärung zum EU-Vertrag 
(Schlußakte II, Erklärung Nr. 17) spätestens 1993 
zu tun empfohlen haben, und welche Schritte zur 
Umsetzung dieser Empfehlungen hält die Bun- 
desregierung für gleich oder besser geeignet als 
das von der Fragestellerin empfohlene allge- 
meine Akteneinsichtsrecht für alle Bürger und 
Bürgerinnen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Jürgen Trumpf 
vom 7. Juni 1994 


Der Europäische Rat hat auf seiner Tagung in Edinburgh (11./12. Dezem- 
ber 1992) eine Reihe von Maßnahmen eingeleitet, um die Gemeinschafts- 
tätigkeit offener und bürgernäher zu gestalten. Hierzu gehören die 
öffentliche Abhaltung von Ratstagungen, die Vereinfachung von Rechts- 
texten, die Veröffentlichung von Abstimmungsergebnissen im Rat sowie 
der erleichterte Zugang der Bürger zu Dokumenten der Unionsorgane. Zu 
letzterem hatte die Kommission Vorschläge gemacht. Sämtliche Maßnah- 
men sind inzwischen in Kraft getreten und in die Praxis umgesetzt worden. 
Teilweise ist vorgesehen, diese Maßnahmen im Lichte der gesammelten 
Erfahrungen nach zwei Jahren zu überprüfen und den Bedürfnissen der 
Praxis anzupassen. 

Es handelt sich hierbei um einen wichtigen Schritt, die häufig kritisierte 
Komplexität und Undurchsichtigkeit der Entscheidungsprozesse in Brüs- 
sel abzubauen. Er soll dazu beitragen, die Unionsarbeit den Bürgern ver- 
ständlicher zu machen und so die Akzeptanz der Union in der Bevölke- 
rung zu verbessern. 


3, Abgeordneter 
Ortwin 
Lowack 
(fraktionslos) 


Wie reagieren unsere Auslandsvertretungen in 
Nordamerika, wenn in den dortigen Medien ein- 
seitig negativ über und aus Deutschland berichtet 
wird? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Dieter Kastrup 
vom 6. Juni 1994 


Bei eindeutig unrichtiger Berichterstattung der Medien treten die Aus- 
landsvertretungen mit den Journalisten oder Redaktionen in Kontakt und 
versuchen, eine Richtigstellung zu erreichen. Der Schwerpunkt der Tätig- 
keit der Auslandsvertretungen im Bereich der Politischen Öffentlichkeits- 
arbeit liegt aber in der Vorbeugung einseitiger oder verzerrender Bericht- 
erstattung durch Verbreitung von Informationen und durch Vermittlung 
eines umfassenden und wirklichkeitsgetreuen Deutschlandbildes. Diese 
Politische Öffentlichkeitsarbeit im Ausland (PÖA) wird in engem Zusam- 
menwirken zwischen Auswärtigem Amt und Presse- und Informationsamt 
der Bundesregierung mit zahlreichen verschiedenen Instrumenten durch- 
geführt. 
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Beispielhaft für diese Anstrengungen in den USA sind folgende Maßnah- 
men; 

- Einrichtung des „German Information Center" in New York, das mit 
zwei wöchentlichen Veröffentlichungen (Deutschlandnachrichten und 
„Week in Germany") etwa 100000 Multiplikatoren mit Berichten aus 
der deutschen Presse versorgt. 

- Alle Vertretungen in Nordamerika führen ausführliche Hintergrund- 
gespräche mit amerikanischen Journalisten und versorgen sie mit 
Informationen über Entwicklungen in Deutschland. 

- Amerikanische Journalisten werden zu Besuchen nach Deutschland 
eingeladen bzw. darin unterstützt, Kontakte zu offiziellen und privaten 
Stellen in Deutschland zu finden. 

- Die in Deutschland arbeitenden amerikanischen Korrespondenten 
erhalten ebenfalls regelmäßig ausführliche und aktuelle Informationen 
durch das Presse- und Informationsamt der Bundesregierung. Kor- 
respondenten, deren Sichtweise uns zu einseitig erscheint, werden per- 
sönlich angesprochen. Ihnen werden zusätzliche Informationen und 
Hintergrundgespräche angeboten. 

- Schulen und Universitäten sowie Fernsehsender in den USA werden 
regelmäßig mit audiovisuellem und gedrucktem Material versorgt. 

- Darüber hinaus fördert die Bundesregierung Vortragsreisen von wich- 
tigen Vertretern der deutschen Politik, Wirtschaft und Kultur durch die 
USA. 

- Auch ein Großteil der Auswärtigen Kulturpohtik dient der Verbreitung 
von objektiven Informationen über gesellschafthche Themen (wie z. B. 
die deutsche Berufsausbildung, das Krankenversicherungssystem). 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums des innern 


4. Abgeordneter 

Rudolf 

Bindig 

(SPD) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
mißhandelte bosnische Frauen, die in der Bun- 
desrepubhk Deutschland einen Asylantrag ge- 
stellt haben, ungeachtet des für bosnische Flücht- 
linge geltenden Abschiebestopps einen An- 
spruch darauf haben, daß ihr Asylantrag beschie- 
den wird, und teilt sie weiter die Ansicht, daß es 
einer* Rechtsverweigerung gleichkommt, wenn 
diese Anträge mit Hinweis auf den Abschiebe- 
stopp, der für die Dauer des Konflikts alle sechs 
Monate verlängert wird, rücht beschieden wer- 
den und die betroffenen Frauen somit im unge- 
wissen gelassen werden, ob sie längerfristig in 
Deutschland bleiben können oder an den Ort 
ihrer Leiden zurückgeschickt werden? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom 30. Mai 1994 

Die Entscheidung über den Asylantrag eines Ausländers setzt voraus, daß 
die der Entscheidung zugrunde zu legenden Verhältnisse zuverlässig 
beurteilt werden können. Eine Entscheidung kann nicht getroffen wer- 
den, wenn die Verhältnisse im Herkunftsstaat unklar oder in stetigem 
Wandel begriffen sind. Dies gilt gegenwärtig insbesondere für die Situa- 
tion in Bosnien-Herzegowina. Die dortigen politischen Verhältnisse hän- 
gen von der aktuellen Situation ab, die sich ständig ändert. Die weitere 
Entwicklung in diesem Staat ist nicht überschaubar, da die kriegerischen 
Handlungen andauern, aber auch die Möglichkeit besteht, daß die zwi- 
schen den Bürgerkriegsparteien laufenden Verhandlungen zur Beilegung 
der militärischen Auseinandersetzungen zu einem positiven Abschluß 
gelangen. 

Vor diesem Hintergrund sind Entscheidungen über Asylanträge von Per- 
sonen aus Bosnien-Herzegowina vorerst zurückgestellt worden. So ist 
auch bereits in der Vergangenheit etwa mit Asylanträgen von Griechen 
nach dem Militärputsch oder von Polen nach der Verhängung des Kriegs- 
rechts verfahren worden, bis eine Klärung der jeweiligen Verhältnisse ein- 
getreten war. 

Im übrigen verweise ich in diesem Zusammenhang auf die Antwort der 
Bundesregierung zur Frage der Abgeordneten Dr. Marliese Dobberthien 
vom 15. März 1994 (Drucksache 12/7151). 


5. Abgeordneter Wann wird das Bundesamt für die Anerkennung 

Rudolf ausländischer Flüchtlinge die Bearbeitung dieser 

Bindig Asylanträge aufnehmen und damit Klarheit 

(SPD) schaffen, ob die Mißhandlungen und Vergewalti- 

gungen dieser bosnischen Frauen als politische 
Verfolgung gelten und damit zur Asylberechti- 
gung führen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom 30. Mai 1994 

Wie in der Antwort zu Frage 4 bereits dargelegt, kann gegenwärtig über 
Asylanträge von Asylbewerbern aus Bosnien-Herzegowina nicht ent- 
schieden werden. 

Im übrigen wird auf folgendes hingewiesen: 

Ein Asylanspruch in der Bundesrepublik Deutschland wird ausschließlich 
durch Artikel 16 a GG vermittelt. Ob dessen Voraussetzungen — politische 
Verfolgung - gegeben sind, läßt sich nicht abstrakt, sondern nur anhand 
"des jeweiligen Einzelfalles bestimmen. Im übrigen ist in diesem Zusam- 
menhang darauf hinzuweisen, daß das Bundesministerium des Innern im 
Rahmen der Gesetzesberatungen zur Asylrechtsreform 1993 hinsichtlich 
der asylrechtlichen Bewertung der Situation in Bosnien-Herzegowina aus- 
drücklich erklärt hat, 

„daß nach seiner Auffassung geschlechtsspezifische Verfolgungen 
dann Ausdruck politischer Verfolgung sind, wenn sie vom Staat veran- 
laßt werden oder in dem Staat zurechenbarer Weise als Mittel politi- 
scher Unterdrückung erfolgen, etwa im Rahmen einer auf das Äußerste 
zu verurteilenden völkerrechtswidrigen, absolut inhumanen sog. ethni- 
schen Säuberung. Das Bundesministerium des Innern hat das Bundes- 
amt für die Anerkennung ausländischer Flüchtlinge über seine Rechts- 
auffassung unterrichtet. " (Vgl. Bericht des Innenausschusses des Deut- 
schen Bundestages zur Asylrechtsreform, Drucksache 12/4984 S. 48.) 
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6. Abgeordneter 

Rudolf 

Bindig 

(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom 30. Mai 1994 

Die Bundesregierung und die beteiligten Länderregierungen sind 
gemeinsam der Auffassung, daß das von den deutschen Sinti und Roma 
gesprochene Romanes eine traditionell in Deutschland gesprochene Min- 
derheitensprache entsprechend der Europäischen Charta der Regional- 
oder Minderheitensprachen ist. 

Die Bundesregierung hat daher in Übereinstimmung mit der Ständigen 
Vertragskommission der Länder einen Schutz des Romanes gemäß Kapi- 
tel II (Artikel 7 Abs. 5) als Sprache ohne Sprachterritorium ins Auge gefaßt. 
Der Zentralrat Deutscher Sinti und Roma fordert demgegenüber einen 
Schutz gemäß Kapitel III. Die Erfüllung des für einen solchen Schutz erfor- 
derlichen Quorums von 35 Verpflichtungen läge überwiegend in der 
Zuständigkeit der Länder. Daher haben die beteiligten Bundesressorts 
und die Länder mit dem Zentralrat Deutscher Sinti und Roma am 5. Mai 
1994 einen ersten Gedankenaustausch darüber geführt, welche Schutz- 
und Förderungsverpflichtungen verwirklicht werden können. 

Dabei wurde deutlich, daß einige Bereiche noch der weiteren Prüfung 
durch die Länder bedürfen. Das Ergebnis bleibt abzuwarten. 

Es ist vereinbart worden, den Gedankenaustausch nach Abschluß der Ein- 
zelprüfungen fortzusetzen. Danach bedarf es eines abgestimmten Votums 
der Länder, welche Verpflichtungen zum Schutz des von den deutschen 
Sinti und Roma gesprochenen Romanes eingegangen werden können. 
Diese Entscheidung zur Vorbereitung des Ratifizierungsverfahrens steht 
noch aus. 

Nach Abschluß des beschriebenen Verfahrens wird eine abschließende 
Meinungsbildung innerhalb der Bundesregierung herbeigeführt werden. 

7. Abgeordnete 

Anke 
Fuchs 
(Köln) 

(SPD) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom 30. Mai 1994 

Neben der Verlagerung der in § 7 des Berlin/Bonn- Gesetzes vom 26. April 
1994 im einzelnen auf geführten Einrichtungen nach Bonn soll entspre- 
chend § 6 dieses Gesetzes der Ausgleich insbesondere realisiert werden in 
den Bereichen 

1. Bonn als Wissenschaftsstandort, 

2. Bonn als Kultur Standort, 

3. Bonn als Standort für Entwicklungspolitik, nationale, internationale 
und supranationale Einrichtungen, 

4. Entwicklung Bonns zu einer Region mit zukunftsorientierter Wirt- 
schaftsstruktur. 


Welche Institutionen sollen nach den bisherigen 
Plänen der Bundesregierung zu welchem Zeit- 
punkt in Bonn bzw. in der Region Bonn als Aus- 
gleich für den Verlust des Parlamentssitzes und 
von Regierungsfunktionen angesiedelt werden? 


Wird die Bundesregierung das von den deut- 
schen Sinti und Roma gesprochene Romanes im 
Rahmen der Ratifizierung der Europäischen 
Charta für Regional- oder Minderheitensprachen 
für Teil III der Charta benennen, und wenn nein, 
warum nicht? 


5 



DrUCkSdChG 12/7822 Deutscher Bundestag — 12 . Wahlperiode 


Die nähere Ausgestaltung wird derzeit mit der Region Bonn und den be- 
troffenen Bundesländern mit dem Ziel des Abschlusses eines Ausgleichs- 
vertrages verhandelt. Hierbei ist es zunächst Angelegenheit der Region, 
entsprechende Vorschläge zu entwickeln und mit der Bundesregierung 
abzustimmen. 


8, Abgeordneter 

Hans-Joachim 

Hacker 

(SPD) 


Trifft es zu, daß den Heimatorts karteistellen 
Zehntausende Anträge aus den neuen Ländern 
auf Wohnsitzbestätigung zur Antragstellung auf 
Vertrieb enenzuwendung vorliegen und diese 
Anträge nicht bearbeitet bzw. ohne Wohnsitz- 
bestätigung zurückgegeben werden? 


9. Abgeordneter 

Hans-Joachim 

Hacker 

(SPD) 


Welches Verfahren soll in den Heimatortskartei- 
stellen hinsichtlich der Vielzahl vorliegender 
Anträge aus den neuen Ländern praktiziert wer- 
den, und ist die Bundesregierung bereit, im Wege 
der Verwaltungsanweisung eine zügige Bearbei- 
tung dieser Anträge zugunsten der in den neuen 
Ländern lebenden Heimatvertriebenen anzuord- 
nen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom 1. Juni 1994 

Zur Zeit liegen den Heimatortskarteien 59536 Anträge (Stand 25. Mai 
1994) auf Erteilung von Wohnsitzbestätigungen vor. Es ist sichergestellt, 
daß die Anfragen von Behörden, die diese Auskünfte der Heimatorts- 
karteien benötigen, um das in Vorbereitung befindliche Vertriebenen- 
zuwendungsgesetz auszuführen oder eine Bescheinigung als Nachweis 
der Vertriebeneneigenschaft nach § 100 Abs. 2 Satz 3 des Bundesvertrie- 
benengesetzes ausstellen zu können, vorrangig bearbeitet werden. 

Entsprechende Anfragen werden zur Zeit, wenn die bei der Heimatort- 
kartei vorhandenen Unterlagen dies zulassen, sofort beantwortet. 

Die Anfragen von Privatpersonen, die nicht erkennen lassen, daß die 
Wohnsitzbestätigungen zur unmittelbaren Durchsetzung von Rechten 
und Vergünstigungen aufgrund der Vertriebeneneigenschaft erforderlich 
sind, werden nachrangig beantwortet. 

Durch dieses Verfahren ist gewährleistet, daß die Wohnsitzbestätigungen 
auch künftig in den Fällen, in denen sie zur Gewährung von Rechten und 
Vergünstigungen als Vertriebener notwendig sind, zügig ausgestellt wer- 
den können. 


10. Abgeordneter 

Joachim 

Hörster 

(CDU/CSU) 


Verfügt die Bundesregierung auch (vgl. An- 
lage 14 Stenographischer Bericht der 218. Sitzung 
vom 13. April 1994, Seite 18905) über sicherheits- 
relevante Informationen bezüglich der Rolle der 
SED bei Ostermärschen 1989 in Mainz und Wies- 
baden und darüber, ob die SED sich aufgrund 
einer Einladung des damaligen Vorsitzenden der 
Fraktion der SPD im Landtag von Rheinland - 
Pfalz, Rudolf Scharping, in besonderer Weise bei 
diesen Ostermärschen engagierte? 
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11. Abgeordneter 
Joachim 
Hörster 

(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung sicherheitsrelevante 
Erkenntnisse darüber, ob im Rahmen von Planun- 
gen der Zusammenarbeit von SED und SPD im 
Jahre 1989 das SED-Politbüro-Mitglied Hermann 
Axen ausdrücklich einen Betrag in DM bewil- 
hgte, damit die SED auch eine offizielle Delega- 
tion zur Teilnahme an Abschlußveranstaltungen 
der Ostermärsche in Mainz und Wiesbaden ent- 
senden konnte, und lag der Teilnahme eine Ein- 
ladung des Mitglieds des Parteivorstandes der 
SPD, Rudolf Scharping, zugrunde? 


12. Abgeordneter 

Joachim 

Hörster 

(CDU/CSU) 


Hat die Teilnahme der SED an Ostermärschen im 
Gebiet der Bundesrepublik Deutschland den von 
der Bundesregierung unter Bundeskanzler Dr. 
Helmut Kohl erfolgreich betriebenen Prozeß der 
Wiedervereinigung gefördert? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Kurt Scheiter 
vom 11. Mai 1994 

Zur Beantwortung der Fragen sind Unterlagen des ehemaligen Politbüros 
der SED nicht eingesehen worden. 

Zu Frage 10 

Nein. Bei der Beobachtung der SED-Westarbeit sind zwar in der Vergan- 
genheit häufig Hinweise auf SED-Delegationen angefallen, die in der 
Regel die entsprechenden DKP- Patenbezirke besuchten. Informationen 
zu dem in der Anfrage erwähnten Aufenthalt anläßlich der „Ostermär- 
sche" 1989 in Mainz und Wiesbaden sind nicht bekanntgeworden. 

Zu Frage 1 1 

Nein. Auch zum zweiten Teil der Frage liegen keine Erkenntnisse vor. 

Zu Frage 12 
Nein. 


13. Abgeordneter 

Joachim 

Hörster 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung der in Pressemeldungen 
erwähnte Entwurf „Richtlinien zur dienstrecht- 
lichen Beurteilung einer Tätigkeit für den Staats- 
sicherheitsdienst der ehemahgen Deutschen 
Demokratischen Republik - Grundsätze und Ver- 
fahren - (Überprüfungs-Richtlinien)" des Innen- 
ministeriums Brandenburg bekannt, nach dem 
inoffizielle Mitarbeiter (IM) der früheren DDR- 
Staatssicherheit im öffentlichen Dienst beschäf- 
tigt werden dürfen, wenn „trotz empfangener 
Orden und Geschenke des MfS eine Mitarbeit 
wegen fehlender Akten nicht zur Last gelegt wer- 
den" kann und u. a. „nach Lage der Dinge nicht 
zu vermuten ist, daß die Tätigkeit erheblichen 
Schaden verursacht hat", und ist der Inhalt ver- 
einbar mit Bundesrecht einschließlich der höchst- 
richterlichen Rechtsprechung? 
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14. Abgeordneter 

Joachim 

Hörster 

(CDU/CSU) 


Inwieweit entspricht die Regelung des Entwurfs, 
daß „Amtsträger und Inhaber kirchenamtlicher 
Funktionen, die verpflichtet waren oder sich aus 
ihrer Aufgabenstellung heraus häufig verpfhch- 
tet fühlten, mit dem Staatssicherheitsdienst durch 
j Lieferung von Informationen zusammenzuarbei- 
ten, ohne daß sie ihre Bereitschaft zur Zusam- 
menarbeit ausdrücklich oder konkludent erklärt 
haben", nicht zu den inoffiziellen Mitarbeitern 
zählen, den geltenden bundesrechtlichen Rege- 
lungen und Kriterien sowie der Praxis der Bun- 
desbehörden, und inwieweit ist für derartige Be- 
stimmungen bezogen auf des öffentliche Dienst- 
recht im weitesten Sinne die Beteiligung der Kir- 
chen erforderlich? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom 30. Mai 1994 


Der Bundesregierung ist der Entwurf der Überprüfungs-Richtlinien des 
Innenministeriums Brandenburg nicht bekannt. Ohne Kenntnis des ge- 
nauen und vollen Wortlauts sieht sie sich nicht in der Lage, eine Bewer- 
tung vorzunehmen. 


15. Abgeordneter 
Hartmut 
Koschyk 

(CDU/CSU) 


Ist das Aufenthaltsrecht aller Unionsbürger im 
Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten nunmehr 
gewährleistet (Artikel 8 a des Maastrichter Ver- 
trages), nachdem der Vertrag von Maastricht von 
allen Mitgliedstaaten ratifiziert wurde, oder 
bestehen noch „Beschränkungen und Bedingun- 
gen" im Sinne des Absatzes 1 der genannten 
Bestimmung? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Kurt Scheiter 
vom 31. Mai 1994 

Der Vertrag über die Europäische Union gewährt jedem Unionsbürger das 
Recht, sich im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten frei zu bewegen und auf- 
zuhalten (Artikel 8 a Abs. 1 EGV). 

Dieses Recht wird durch die im Vertrag über die Europäische Union und in 
den Durchführungsvorschriften vorgesehenen Beschränkungen und 
Bedingungen begrenzt. Für Arbeitnehmer aus EU- Mitgliedstaaten räumt 
Artikel 48 EGV ein Aufenthaltsrecht ein, vorbehaltlich der aus Gründen 
der öffentlichen Ordnung, Sicherheit und Gesundheit gerechtfertigten 
Beschränkungen. 

Das Aufenthaltsrecht nicht- erwerbstätiger Unionsbürger (aus dem 
Erwerbsleben ausgeschiedene Arbeitnehmer, Selbständige, Rentner und 
Studenten) ist durch die Aufenthaltsrichtlinien des Rates vom 28. Juni 
1990 und vom 29. Oktober 1993 (90/364, 365 EWG, 93/96 EWG) geregelt. 
Diesem Personenkreis gewähren die Mitgliedstaaten ein Aufenthaltsrecht 
unter der Voraussetzung, daß während des Aufenthalts nicht die Sozial- 
hilfe des Aufnahmemitgliedstaates in Anspruch genommen werden muß 
und ein Versicherungsschutz im Krankheitsfall besteht. 
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Darüber hinausgehende Beschränkungen des Aufenthaltsrechts können 
die Mitgliedstaaten auch hier nur aus Gründen der öffentlichen Ordnung, 
der öffentlichen Sicherheit oder der Volksgesundheit festlegen. 

Durch einstimmige Entscheidung kann der Rat Vorschriften erlassen, 
durch die das Aufenthaltsrecht der Unionsbürger in den Mitgliedstaaten 
erleichtert wird (Artikel 8 a EG V). 


16. Abgeordneter 

Gerd 

Wartenberg 

(Berlin) 

(SPD) 


Womit erklärt die Bundesregierung die Panne des 
Bundesministeriums des Innern, das die Zahl der 
im April neuregistrierten Asylbewerber am 4. Mai 
1994 zunächst mit 12 164 angegeben hat und sich 
dann am 10. Mai 1994 auf die Zahl 8789 korrigie- 
ren mußte? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom 30. Mai 1994 

Nach einer umfassenden Neukonzeption der Asylstatistik übersandte das 
Bundesamt für die Anerkennung ausländischer Flüchtlinge Anfang Mai 
erstmals die vorläufig neugestalteten Tabellen mit wesentlich differen- 
zierteren Aussagen bezüglich der Asylbewerberzugänge und Entschei- 
dungen. Bei der Auswertung der Tabellen sind durch ein Versehen, ver- 
ursacht durch eine mißverständliche Überschrift in der entsprechenden 
Rubrik, Zahlen aus einer falschen Spalte zur Veröffentlichung gelangt. Da 
die zunächst für den Monat April genannte Gesamtzahl geringfügig unter 
der des Vormonats lag und damit plausibel war, ist der Fehler nicht sofort 
bemerkt worden. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Justiz 


17. Abgeordneter 

Matthias 
Weisheit 

(SPD) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rainer Funke 
vom 8. Juni 1994 

Konkrete statistische Daten zur Zahl von Anklagen im Bereich der Straf- 
taten mit rechtsextremistischem Hintergrund liegen mir nicht vor. Die 
Landesjustizverwaltungen erfassen jedoch im Rahmen einer Sondererhe- 
bung einige andere wichtige Daten zu Ermittlungs- bzw. Strafverfahren 
wegen rechtsextremistischer/fremdenfeindlicher Straftaten. Zu beachten 
ist hierbei allerdings, daß fremdenfeindliche Straftaten auch einbezogen 
werden, wenn ein expliziter rechtsextremistischer Hintergrund nicht vor- 
liegt oder feststeht. Die nachfolgend angegebenen Zahlen dürften daher 
nicht unerheblich höher liegen als bei einer Beschränkung auf rechts- 
extremistische Taten, auf die sich die Frage bezieht. 


Wie viele Anklagen gab es im Bereich der Straf- 
taten mit rechtsextremistischem Hintergrund für 
das Jahr 1993? 
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Nach der genannten Erhebung der Landesjustizverwaltungen wurden 
einschließlich der Angaben des Generalbundesanwalts beim Bundes- 
gerichtshof 1993 insgesamt 23318 Ermittlungsverfahren wegen rechts- 
extremistischer/fremdenfeindlicher Straftaten eingeleitet. Beendet 
wurden 1993 insgesamt 21568 Verfahren wegen rechtsextremistischer/ 
fremdenfeindlicher Straftaten. Davon mußten 14401 Verfahren eingestellt 
werden, weil es nach dem Ergebnis der Ermittlungen an einem hinrei- 
chenden Tatverdacht fehlte, etwa weil die Tatbegehung oder die Täter- 
schaft nicht hinreichend wahrscheinlich war oder als nicht beweisbar 
erschien. 8841 dieser Einstellungen erfolgten, weil ein Täter nicht ermit- 
telt werden konnte. Mit einer Verurteilung endeten 2191 Strafverfahren, 
mit einem Freispruch 146. In 815 Fällen erfolgte eine Einstellung nach den 
§§ 153 ff. StPO, in 734 Fällen eine Einstellung nach den §§ 45, 47 JGG. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen 


18. Abgeordneter 

Arne 

Börnsen 

(Ritterhude) 

(SPD) 


Sind in den mir vom Parlamentarischen Staats- 
sekretär Dr. Joachim Grünewald am 11. Mai 1994 
mitgeteilten Zahlen über den West-Ost-Transfer 
durch den Bundeshaushalt auch die Zuschüsse 
des Bundes an die Sozialversicherungsträger ent- 
halten, die von diesen an Empfänger in den 
neuen Ländern weitergeleitet werden, und wie 
hoch sind die entsprechenden Zahlen des West- 
Ost-Transfers über die Sozialversicherungsträger 
nach Abzug der entsprechenden Leistungen aus 
dem Bundeshaushalt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jürgen Echternach 
vom6. Juni 1994 


Die Ihnen am 11. Mai 1994 mitgeteilten Zahlen über den West-Ost-Trans- 
fer enthalten auch die Zuschüsse des Bundes an die Sozialversicherungs- 
träger. 

Die West-Ost-Transfers im Bereich der Sozial versicherungs träger (Ren- 
ten- und Arbeitslosenversicherung) belaufen sich nach Abzug der 
Zuschüsse des Bundes auf: 


1990 

1991 

1992 

1993 

1994 (Soll) 

- Mrd. DM - 

0 

23,6 

29,2 

23,0 

24,6 
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Unter Einschluß des Vermögensaufbaus der Rentenversicherungsträger 
(Ost) ergeben sich folgende Zahlen: 


1990 

1991 

1992 

1993 

1994 (Soll) 

- Mrd. DM - 

0 

23,6 

29,2 

24,0 

27,4 


Die Ausgaben der Renten- und Arbeitslosenversicherung 1990 in Ost- 
deutschland, die durch die dortigen Beitragseinnahmen nicht gedeckt 
werden konnten, wurden voll aus dem Bundeshaushalt finanziert (insge- 
samt: 5,7 Mrd. DM). 


19. Abgeordneter 

Hans Martin 
Bury 

(SPD) 


Ist die Antwort des Parlamentarischen Staats- 
sekretärs beim Bundesminister der Finanzen, 
Dr. Joachim Grünewald, auf meine Frage 9 in 
Drucksache 12/7781, wonach die Geschäftsbe- 
ziehungen der mehrheitlich bundeseigenen DSL 
Bank zur Schneider-Gruppe zu einer Zeit began- 
nen, „als noch keine Anzeichen für finanzielle 
Schwierigkeiten der Gruppe erkennbar waren", 
korrekt, obwohl die Kredite nach Informationen 
der „Börsen Zeitung" erst zwischen Mitte 1992 
und Ende 1993 vergeben wurden, einem Zeit- 
raum, zu dem die Deutsche Bank bereits bewußt 
ihr Schneider-Engagement reduzierte, und ist 
damit die DSL Bank womöglich - entgegen den 
Aussagen der Bundesregierung - bewußt oder 
fahrlässig zu Lasten ihrer Eigentümer ein extrem 
risikobehaftetes Engagement eingegangen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 8. Juni 1994 


Auf Ihre Frage wiederhole ich noch einmal: Die Kredite der DSL Bank 
wurden auf Einzelobjekte gewährt, die, jedes für sich, rentabel und grund- 
buchlich gesichert erscheinen mußten. Zudem war zum Zeitpunkt der 
Kreditvergaben der Ruf der Schneider-Gruppe zweifelsfrei. Belegt schien 
dies durch Vermögensaufstellungen zum 31. Dezember 1991 und 30. Sep- 
tember 1992. Demnach war das Netto-Vermögen der Schneider GBR in 
diesem Zeitraum um 840 Mio. DM auf 3,42 Mrd. DM angewachsen. 


Daß die Deutsche Bank ab März 1992 ihr Engagement gegenüber der 
Schneider- Gruppe von mutmaßlich 1,5 Mrd. DM um 300 Mio. DM zurück- 
geführt und keine neuen Objekte mehr finanziert hat, war der DSL Bank 
nicht bekannt. Der Sprecher des Vorstands der Deutschen Bank hat diesen 
Umstand im Zusammenhang mit dem Zusammenbruch der Schneider- 
Gruppe öffentlich dargelegt. Dabei hat die Deutsche Bank nicht verlaut- 
bart, daß sie Zweifel an der Vermögenssituation der Gruppe gehabt hätte. 
Vielmehr hat der Sprecher des Vorstands der Deutschen Bank die Kredit- 
Zurückhaltung mit dem Kriterium der Risikobegrenzung unter dem 
Gesichtspunkt der Streuung von Krediten begründet. 
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20. Abgeordneter 

Hans Martin 
Bury 

(SPD) 


Ist die Aussage des Parlamentarischen Staats-- 
Sekretärs beim Bundesminister der Finanzen, 
Dr. Joachim Grünewald, korrekt, der erklärt, daß 
die DSL Bank Kredite an die Schneider-Gruppe in 
Höhe von 234,3 Mio. DM zuzüglich Kredite in 
Höhe von 46,5 Mio. DM an zwei Unternehmen, an 
denen Schneider eine Minderheitsbeteiligung 
hält, vergeben habe, während der Vorstandsvor- 
sitzende der DSL Bank erklärt hat, die DSL 
Bank habe Kredite in Höhe von 234 Mio. DM an 
die Schneider- Gruppe und einen weiteren Kredit 
in Höhe von 34 Mio. DM an die Firma „Green 
Estate", deren Gesellschafter ein Strohmann der 
Eheleute Schneider sei, vergeben, und wie erklä- 
ren sich die differierenden Angaben? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 8. Juni 1994 

Meine Ihnen gegenüber mit größtmöglicher Vorsicht gemachten Anga- 
ben, die auch bis dahin bestehende Mutmaßungen berücksichtigten, 
haben sich inzwischen leider bestätigt. Außer dem vom Vorstand der 
Presse genannten Kredit an Green Estate GmbH ist inzwischen ein weite- 
rer von mir genannter Kredit in Höhe von 12,5 Mio. DM dem Engagement 
bei der Schneider-Gruppe zuzuordnen. Es handelt sich dabei um eine 
Reha-Klinik, deren wesentliche Gesellschaftsanteile treuhänderisch für 
Schneider gehalten werden. Ein Ausfallrisiko wird hier allerdings nicht 
angenommen. 


21. Abgeordneter 

Manfred 

Hampel 

(SPD) 


Gibt es einen sachlichen Grund dafür, daß ein ost- 
deutscher Unternehmer, der die Voraussetzun- 
gen des § 5 Abs. 2 des Investitionszulagengeset- 
zes erfüllt, für eine Investition im zweiten Halb- 
jahr 1994 in Höhe von 10 Mio. DM nur eine Inve- 
stitionszulage von insgesamt 650000 DM (20% 
von 1 Mio. DM und 5% von 9 Mio. DM) erhält, 
während ein westdeutscher Unternehmer für die 
gleiche Investition nach der Neuregelung des 
Investitionszulagengesetzes eine Investitions- 
zulage von 1 Mio. DM ( 10% von 10 Mio. DM) er- 
halten kann, oder ist die sich im dargestellten Bei- 
spielsfall ergebende Benachteiligung der Unter- 
nehmer aus den neuen Bundesländern in Höhe 
von 350 000 DM die nicht zu rechtfertigende und 
auch nicht gewollte Folge einer mißglückten 
Gesetzesformulierung, die nach Ansicht der Bun- 
desregierung durch eine erneute Gesetzesände- 
rung oder durch eine Verwaltungsregelung bzw. 
Billigkeitsmaßnahme korrigiert werden sollte? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 3. Juni 1994 

Investitionen, mit denen der Anspruchsberechtigte im zweiten Halbjahr 
1994 beginnt und bei denen die tatbestandlichen Voraussetzungen 
sowohl der bisherigen Investitionszulage von 20 v, H. als auch der neuen 
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Investitionszulage von 10 v. H. erfüllt sind, werden stets nach der bisheri- 
gen Regelung gefördert (§ 5 Abs. 3 letzter Satz des Investitionszulagen- 
gesetzes 1993 in der Fassung der Änderung durch das Grenzpendler- 
gesetz). Der Finanzausschuß des Deutschen Bundestages hat dies mit der 
Begründung empfohlen, die Neuregelung solle zwar dem Diskriminie- 
rungsvorwurf der EU-Kommission Rechnung tragen, nicht aber bei den 
bisher erhöht begünstigten ostdeutschen Investoren zu einer Förderver- 
besserung oder -Verschlechterung führen. Eine Förderverbesserung 
könnte sich aufgrund der über 1 Mio. DM aufgestockten Höchstbemes- 
sungsgrundlage im Einzelfall ergeben. Eine Förderverschlechterung 
könnte sich ergeben, weil die auf 10 v. H. erhöhte Investitionszulage ziel- 
genauer ausgestaltet und deshalb - anders als die auf 20 v. H. erhöhte 
Investitionszulage - nur für die Wirtschafts güter gewährt wird, die der 
Investor selbst nutzt (vgl. Beschlußempfehlung und Bericht des Finanz- 
ausschusses, Drucksache 12/7427). 

Aufgrund der Beschlußempfehlung des Vermittlungsausschusses zum 
Grenzpendlergesetz ist die Höchstbemessungsgrundlage für die auf 
10 V. H. erhöhte Investitionszulage von 10 Mio. DM auf 5 Mio. DM abge- 
senkt worden. Der Unterschied zwischen einer Förderung nach der bishe- 
rigen und nach der neuen Regelung beträgt in dem genannten Beispiel 
daher nicht 350000 DM, sondern nur 100000 DM. Bei einer Förderung 
nach der neuen Regelung steht dem finanziellen Vorteil der Nachteil 
gegenüber, die Wirtschafts güter innerhalb von drei Jahren nach ihrer 
Anschaffung oder Herstellung nicht veräußern oder vermieten zu dürfen. 
Diesen Nachteil hat in Ihren Beispielsfall der ostdeutsche Unternehmer 
nicht. 


22. Abgeordneter 

Klaus 

Kirschner 

(SPD) 


Wie hoch schätzt die Bundesregierung die steuer- 
lichen Mindereinnahmen 1993, die durch die im 
Zusammenhang mit Konkursen und Vergleichen 
vorgenommenen Wertberichtigungen und Ab- 
schreibungen entstanden sind? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 7. Juni 1994 


Über den Umfang der steuerlichen Auswirkungen von Wertberichtigun- 
gen und Abschreibungen im Veranlagungszeitraum 1993 liegen keine 
Daten vor. Die erfragten Steuermindereinnahmen lassen sich daher nicht 
beziffern. 


23. Abgeordnete 

Regina 

Kolbe 

(SPD) 


Zu welchem Ergebnis ist die Bundesregierung 
bei der vor über zwei Monaten angekündigten 
Prüfung der Frage gekommen, wie die Anpas- 
sung des bestehenden Nachteilausgleichs ins- 
besondere für die Gruppe der behinderten Mit- 
bürger und Mitbürgerinnen vorgenommen wer- 
den kann, die aufgrund ihrer Behinderung auf ein 
Kfz angewiesen sind und von daher durch die 
Auswirkungen der Mineralölsteuererhöhung 
besonders betroffen sind (vgl. Frage 23 in Druck- 
sache 12/7058)? 


13 



Drucksache 12/7822 


Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr, Joachim Grünewald 
vom 1. Juni 1994 


Wie bereits in der Antwort zur Vorfrage erwähnt, entspricht der Kilometer- 
satz für den pauschalen Ansatz von Kfz -Aufwendungen für Fahrten zwi- 
schen Wohnung und Arbeitsstätte als Werbungskosten und für Privatfahr- 
ten im Rahmen der außergewöhnlichen Belastungen (z. Z. 0,52 DM je 
Fahrtkilometer) der Wegstreckenentschädigung, die im öffentlichen 
Dienst für Dienstfahrten mit privateigenen Kraftfahrzeugen gezahlt wird, 
die als im überwiegenden diensthchen Interesse gehalten anerkannt sind. 


Er wurde zuletzt aufgrund der Auswirkungen der damaligen Mineralöl- 
steuererhöhung zum 1. Oktober 1991 von 0,42 DM auf 0,52 DM ange- 
hoben. 


Die Mineralölsteuererhöhung zum 1. Januar 1994 führte zu einer durch- 
schnittlichen Steigerung der Betriebskosten um 1,6 Pfennig bzw. 0,7 Pfen- 
nig pro Kilometer (Normal- und Superbenzin bzw. Diesel). Die Kraftstoff- 
preise lagen im Januar 1994 nur etwa 5 Pfennig über den Beträgen, von 
denen im September 1991 ausgegangen wurde und sind seitdem wieder 
geringfügig gesunken. Nach Angaben der Mineralölwirtschaft ist auf- 
grund der Überproduktion der OPEC mittel- bis langfristig eine Preissen- 
kung auf dem Ölmarkt nicht auszuschließen. 


Schwankungen der Kraftstoffpreise können nicht sofort und ohne nähere 
Prüfung zu einer Änderung der in Rede stehenden Kilometersätze führen; 
zum einen ist der Einfluß auf die Betriebskosten, wie oben dargestellt, 
gering, zum anderen wären dann ständige Korrekturen - auch nach unten, 
wie die Entwicklung in den Jahren 1992 und 1993 zeigt - erforderüch, was 
der Rechtssicherheit sowohl im Reisekosten- als auch im Steuerrecht sehr 
abträglich wäre. 


Die Kraftfahrzeugreferenten des Bundes und der Länder haben im Zuge 
der letzten Erhebungen im Jahr 1991 die Bund/Länder-Kommission für 
das Reisekostenrecht gebeten, die Kriterien für die Festsetzung der Weg- 
streckenentschädigung zu überprüfen. Das Bundesministerium des 
Innern, als für das Reisekostenrecht federführendes Ressort, hatte deshalb 
im Dezember 1993 die Länder auf gef ordert, ihre Überlegungen hinsicht- 
lich der Festsetzungskriterien mitzu teilen, und eine Arbeitsgruppe unter 
Leitung des Landes Niedersachsen eingerichtet, die die Neufestlegung 
der Kostenermittlungskriterien vorbereiten soll. Eine Überprüfung der 
Sätze für die Wegstreckenentschädigung kann erst nach der Festlegung 
dieser Kriterien durch die Bund/Länder-Kommission erfolgen. Das Ergeb- 
nis der Überprüfung, die noch nicht abgeschlossen ist, bleibt abzuwarten. 


24. Abgeordneter 

Detlev 
von Larcher 

(SPD) 


Welche Zusammenhänge zwischen der Steuer- 
freiheit des Existenzminimums und der Finanzie- 
rung durch heimliche S teuer erhöhungen gibt es, 
die die Bundesregierung im Zusammenhang 
sehen, durch die Sachverständigenkommission 
prüfen lassen und regeln will (vgl. Parlamentari- 
scher Staatssekretär Dr. Joachim Grünewald in 
Drucksache 12/7528 S. 13)? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr* Joachim Grünewald 
vom 8. Juni 1994 

Das Zusammenspiel von rein nominalen Einkommenszuwächsen mit dem 
progressiven Einkommensteuertarif wirkt auf einen Anstieg der Steuer- 
quote hin. Angesichts der im kommenden Jahr erreichten Steuerbela- 
stung ist es dringend erforderlich, die Steuerquote zu stabilisieren und 
nach Möglichkeit zu senken. Dies kann z. B. im Rahmen der ab dem Ver- 
anlagungszeitraum 1996 zu treffenden Neuregelung der Steuerfreistel- 
lung des Existenzminimums erfolgen. 


25. Abgeordneter 

Dr. Jürgen 

Meyer 

(Ulm) 

(SPD) 


Ist es richtig, daß bestandskräftig festgestellte 
Erstattungsansprüche gemäß § 7 a Abs. 1 des Ver- 
mögensgesetzes unterschiedlich behandelt wer- 
den, je nachdem, ob der Kaufpreis in den Staats- 
haushalt der ehemaligen DDR oder in das städti- 
sche oder gemeindliche Vermögen geflossen ist? 


26. Abgeordneter 

Dr. Jürgen 

Meyer 

(Ulm) 

(SPD) 


Werden demnach Erstattungsansprüche gemäß 
§ 7a Abs. 1 des Vermögensgesetzes bedient, 
wenn der Kaufpreis in den Staatshaushalt geflos- 
sen ist, während dann, wenn der Kaufpreis im 
städtischen Vermögen verblieben ist, selbst 
rechtskräftig festgestellte Erstattungsansprüche 
nicht bedient werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 7. Juni 1994 

Durch den beigefügten Erlaß*) wird klargestellt, daß die Erstattung des 
Kaufpreises aus dem Entschädigungsfonds auch dann vorgenommen wer- 
den kann, wenn der Verkaufserlös beim Rat der Stadt/Gemeinde verblie- 
ben ist. Damit sind alle Betroffenen gleichgestellt. Die unterschiedliche 
Kaufpreisabführung kann den Betroffenen nicht angelastet werden. 

Die Prüfung, ob der Entschädigungsfonds sich bei den Rechtsnachfolgern 
der ehemaligen Räte der Städte/Gemeinden schadlos halten kann, bleibt 
Vorbehalten. Dies ist ein verwaltungsinterner Vorgang, der die Betroffe- 
nen nicht berührt. 


27. Abgeordneter 

Kurt 

Palis 

(SPD) 


Bedeutet der vom Bundesminister der Finanzen 
formulierte Auftrag an die Einkommensteuer- 
kommission zur Steuerfreiheit des Existenzmini- 
mums ab 1996, „die Neuregelung im wesent- 
hchen aus dem Aufkommen heimlicher Steuer- 
erhöhungen zu finanzieren", daß der Bundesmi- 
nister der Finanzen von einer ständigen preisstei- 
gerungsabhängigen Anpassung der von der Be- 
steuerung freigestellten Einkommen ausgeht? 


* ) Vom Abdruck der Anlage wurde aufgrund der Nummer 13 Satz 2 in Verbindung 
mit Nummer 1 Abs. 3 Satz 1 zweiter Halbsatz der Richtlinien für die Fragestunde 
und für die schriftlichen Einzelfragen abgesehen. 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 8. Juni 1994 


Nach der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts zur Steuerfreistel- 
lung des Existenzminimums hängt dessen Höhe von den allgemeinen 
wirtschaftlichen Verhältnissen und dem in der Rechtsgemeinschaft aner- 
kannten Mindestbedarf ab. Sofern dieser - u. a. infolge des Preisniveau- 
anstiegs - im Zeitablauf zunimmt, ist eine Anpassung des von der Steuer 
freigestellten Einkommensbetrages erforderlich. An eine automatische 
Anpassung dieses Betrages an die Entwicklung des Preisniveaus im Sinne 
einer Indexierung des Tarifs ist dabei nicht gedacht. 


28. Abgeordneter 

Joachim 

Poß 

(SPD) 


Welche Ursachen waren in welchem Umfang für 
Veränderungen der wiederholt insbesondere 
vom Bundesminister für Wirtschaft kritisierten 
hohen Staatsquote in der Bundesrepublik 
Deutschland (alt und neu) in den einzelnen Jah- 
ren seit 1980 vor allem maßgebend? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jürgen Echternach 
vom 8. Juni 1994 


1980 betrug die Staatsquote 49,0 v. H. Bis 1982 stieg sie im wesentlichen 
konjunkturbedingt um 1,1 v. H, -Punkte an und überschritt mit 50,1 v. H.- 
Punkten erstmals die 50 v. H. -Marke, nachdem sie in den 70er Jahren um 
fast 10 V. H.- Punkte angestiegen war. Ab 1983 sank die Staatsquote als 
Folge der erfolgreichen Konsolidierungspolitik und des anhaltenden Wirt- 
schaftswachstums um 4,3 V. H.-Punkte auf 45,8 v. H. in 1989. 

Seit 1990 ist die Staatsquote wieder bis auf 51,2 v. H. in 1993 angestiegen. 
Dies ist im wesentlichen auf die hohen Leistungen des Staates, die für den 
Aufbau der neuen Länder erforderlich wurden, und konjunkturbedingt 
auf die weltwirtschaftliche Abschwächung seit 1992 zurückzuführen. 

Die entscheidende Rolle der Wiedervereinigung für den Anstieg der 
Staatsausgaben in Relation zum Bruttoinlandsprodukt zeigt der schlag- 
artige Anstieg der Staatsquote um 3,5 v. H.-Punkte in 1991, dem ersten 
gesamtdeutschen Kalenderjahr. 

Die westdeutsche Staats quote, in die auch zahlreiche Maßnahmen zum 
Aufbau der neuen Länder eingehen, stieg im Zeitraum 1989 bis 1991 von 
45,8 V. H. um 3,2 v. H.-Punkte auf 49,0 v. H. Ab 1992 liegen keine separa- 
ten Angaben mehr für Westdeutschland vor. 


29. Abgeordneter 

Dr, Norbert 
Wieczorek 

(SPD) 


Wenn der Bundesminister der Finanzen das Bun- 
desverfassungsgerichtsurteil „zur Verbesserung 
des steuerfreien Existenzminimums konsequent 
Umsetzen" will (Bild-Zeitung vom 30. Mai 1994), 
will er dann die verfassungsrechtlich vorgege- 
bene Steuerfreistellung des Existenzminimums 
im vollem Umfang zum 1. Januar 1996 in Kraft 
setzen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 8. Juni 1994 

Die ab dem Veranlagungszeitraum 1996 zu treffende Neuregelung der 
Steuerfreistellung des Existenzminimums wird den Anforderungen des 
Bundesverfassungsgerichts in vollem Umfang Rechnung getragen. 


30. Abgeordneter 

Dr. Norbert 
Wieczorek 

(SPD) 


. Wird der Bundesminister der Finanzen die haus- 
haltswirtschaftlichen Auswirkungen einer ver- 
fassungsgemäßen Regelung ab 1996 in dem dem- 
nächst vor ihm vorzulegenden und vom Bundes- 
kabinett zu verabschiedenden Finanzplan vor- 
sehen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 8. Juni 1994 

Mit der Prüfung der Frage, wie der von Ihnen angesprochene Beschluß des 
Bundesverfassungsgerichts im einzelnen umgesetzt werden soll, hat der 
Bundesminister der Finanzen Ende des vergangenen Jahres eine unab- 
hängige Sachverständigenkommission beauftragt. 

Der Auftrag erstreckt sich auch auf die Prüfung von Möghchkeiten der 
Gegenfinanzierung. Die Kommission soll das Ergebnis ihrer Prüfung zum 
Ende des Jahres 1994 vorlegen. 

Demgemäß wird der Finanzplan 1994 bis 1998, der den gesetzgebenden 
Körperschaften bereits am 12. August 1994 zugeleitet werden wird, die 
haushaltswirtschaftlichen Auswirkungen einer etwaigen gesetzhchen 
Neuregelung auf der Grundlage des für Ende des Jahres erwarteten Kom- 
missionsvorschlags noch nicht ausweisen können. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft 


31. Abgeordneter 

Otto 

Hauser 

(Esslingen) 

(CDU/CSU) 


Warum können die Erträge der Ruhr kohle AG aus 
dem Nicht-Bergbau-Beteiligungsbereich nicht 
zur Finanzierung des defizitären Geschäftsanteüs 
des Bergbaubereichs verwendet werden? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Johann Eekhoff 
vom 8. Juni 1994 

Die Erträge der Ruhrkohle AG aus dem Nicht-Bergbau-Beteüigungs- 
bereich werden seit langem ganz überwiegend zur Entlastung des defizi- 
tären Kohlebereichs und damit mittelbar zur Entlastung der öffentlichen 
Hand eingesetzt. Im Zusammenhang mit der Neustrukturierung dieses 
Beteiligungsbereichs 1993 ist festgelegt worden, daß mindestens 75% der 
Beteihgungserträge an die Kohlemuttergesellschaft jährlich abzuführen 
sind. 
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32. Abgeordneter 

Otto 

Hauser 

(Esslingen) 

(CDU/CSU) 


Hält es die Bundesregierung für richtig, daß die 
Ruhrkohle auf der einen Seite für einen Energie- 
träger (Kohle) Subventionen in Milliardenhöhe 
kassiert, andererseits über ihre Tochtergesell- 
schaft (Ruhrgas) mit einem anderen Energieträ- 
ger (Gas) kräftig Geld verdient, ohne daß hier ein 
Ausgleich vorgenommen wird? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Johann Eekhoff 
vom 8. Juni 1994 


Die Ruhrgas AG ist in ihrer Geschäftspolitik selbständig. Die Ruhrkohle 
AG ist nur einer von mehreren Anteilseignern. Die Ruhrgas-Beteiligung 
der Ruhrkohle AG und damit die daraus zufließenden Erträge sind in die 
obige Regelung einbezogen. Sie tragen bereits seit Jahren maßgeblich zur 
Entlastung des Kohlebereichs bei. 


33. Abgeordneter 

Kurt 

Palis 

(SPD) 


Nach welchen Beschlüssen und seit wann steht 
für die einzelnen neuen Länder endgültig fest, 
wieviel GA-Haushaltsmittel einschließlich der 
EG -Strukturmittel ihnen für das Jahr 1994 zur 
Verfügung stehen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Johann Eekhoff 

vom 8. Juni 1994 

1. Über die Mittelausstattung der neuen Bundesländer in der Gemein- 
schaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur" 
(GA) wurde im Rahmen des Aufstellungsverfahrens zum Bundeshaus- 
halt 1994 entschieden. 

Das Gesetz über die Feststellung des Bundeshaushaltsplanes für das 
Haushaltsjahr 1994 (Haushaltsgesetz 1994) trat am 20. Dezember 1993 
in Kraft. 

Danach stehen den neuen Ländern Bundesmittel in Höhe von 3550 
Mio. DM im Rahmen der GA-Ost zur Verfügung. In den Landeshaus- 
halten werden Mittel in gleicher Höhe für die GA-Ost bereitgestellt. 

2. Zur Verteilung dieser Haushaltsmittel haben sich Bund und Länder auf 
der Sitzung des GA-Unterausschusses am 4./5. Oktober 1993 verstän- 
digt, ab 1994 sog. Belastungsquoten zugrunde zu legen. Diese spiegeln, 
im Gegensatz zu einer Verteilung nach Bevölkerungsanteilen, die 
unterschiedlichen arbeitsmarktpolitischen Belastungen problem- 
gerechter wider. Sie werden auf der Basis der Zahl der Arbeitslosen, der 
Kurzarbeiter, der Personen in Fortbildung bzw. Umschulung und in 
Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen errechnet. 

Sowohl die Belastungsquoten als auch die entsprechend auf die jeweili- 
gen Länder entfallenden Haushaltsmittel wurden am 2. März 1994 vom 
Planungsausschuß für regionale Wirtschaftsstruktur mit dem 23. Rah- 
menplan der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur", rückwirkend zum 1. Januar 1994, beschlossen. 

3. Die endgültige Festsetzung der ebenfalls in der Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur" in den neuen Län- 
dern eingesetzten EG-Regionalfonds-Mittel hängt z. Z. noch von der 
Entscheidung der EG-Kommission über ein Gemeinschaftliches För- 
derkonzept ab. 
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Diese Entscheidung erwartet die Bundesregierung in Kürze, wobei sie 
nach derzeitigem Stand von einem Betrag in Höhe von 0,925 Mrd. ECU 
im Jahr 1994 ausgeht. 

Zur Verteilung dieser Mittel haben sich die Länder Mitte Mai 1994 auf 
einen Schlüssel geeinigt, der zu 60% die jeweiligen Bevölkerungs- 
anteile, zu 40% die Belastungsquote der GA-Ost berücksichtigt. 


34. Abgeordneter Wie hoch wäre die Produktionsleistung der Wirt- 

Joachim Schaft in den neuen Ländern insgesamt gewesen, 

Poß wenn der Export in die Sowjetunion um bis zu 

(SPD) 20 Mrd. DM höher gewesen wäre (vgl. Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Hein- 
rich L. Kolb in Drucksache 12/7493 S. 14 f.)? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Johann Eekhoff 
vom 6. Juni 1994 

Um bis zu 20 Mrd. DM höhere Exporte in die Nachfolgestaaten der ehema- 
ligen UdSSR hätten auch die Gesamtnachfrage in den neuen Ländern ent- 
sprechend erhöht; 1993 wäre sie demnach um bis zu gut 4% höher gewe- 
sen. Die Wirkung auf die inländische Wertschöpfung bzw. das Brutto- 
inlandsprodukt wäre allerdings dem absoluten Betrag nach niedriger, 
relativ wegen der im Verhältnis zur Produktion in den neuen Ländern fast 
doppelt so hohen Nachfrage aber höher anzusetzen. Grund hierfür ist, daß 
die für die Erstellung der Ausfuhren notwendigen Importe, z. B. Rohstoffe 
und Energie, in Abzug gebracht werden müssen. Wie hoch der Anteil der 
Importe an den Exporten ist, läßt sich genau nur im Einzelfall bestimmen. 
Auf gesamtwirtschaftlicher Ebene wäre dazu eine Input-Output-Rech- 
nung notwendig, die für die neuen Länder noch nicht vorliegt. 

Für eine grobe, modellhafte Abschätzung könnte der Importgehalt von 
Exporten Westdeutschlands genommen werden. Nach der Input-Output- 
Rechnung von 1987 ist dieser Anteil etwa ein Viertel. Demnach hätte eine 
Exportsteigerung um 20 Mrd. DM eine Erhöhung des Bruttoinlandspro- 
dukts um etwa 15 Mrd. DM in den neuen Ländern zur Folge haben kön- 
nen. 

Bezogen auf das Bruttoinlandsprodukt 1993 wäre das ein um 5,5 höheres 
Niveau. Darüber hinaus wären zusätzhche Impulse für ein sich selbsttra- 
gendes Wachstum durch steigende Einkommen aufgrund höherer Wert- 
schöpfung wahrscheinhch gewesen (Sekundäreffekte). 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


35. Abgeordneter 

Hans- Joachim 
Otto 

(Frankfurt) 

(F.D.P.) 


Wie läßt sich das Verbot von Tierversuchen nach 
§ 7 Abs. 5 des Tierschutzgesetzes vereinbaren mit 
dem europäischen und auch deutschen Chemika- 
lienrecht, welches zum Nachweis der gesund- 
heitlichen Unbedenklichkeit und zum Umwelt- 
schutz häufig umfangreiche Tierversuche für 
neue chemische Rohstoffe verlangt? 
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36. Abgeordneter 

Hans-Joachim 

Otto 

(Frankfurt) 

(F.D.P.) 


Welche Exportchancen sieht die Bundesregie- 
rung im Hinbhck auf das hier geltende generelle 
Tierversuchsverbot für deutsche kosmetische 
Produkte in Länder wie die USA und Japan, 
deren Gesundheitsbehörden ausdrücklich Tier- 
versuche aus Gesundheits- und Umweltschutz- 
gründen vor Markteinführung verlangen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Franz- Josef Fetter 
vom 1. Juni 1994 

Das Tierschutzgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Fe- 
bruar 1993 (BGBl. I S. 254), zuletzt geändert durch Artikel 86 des Gesetzes 
vom 27. April 1993 (BGBl. I S.512, 2436), enthält in seinem § 7 Abs. 5 ein 
grundsätzliches Verbot von Tierversuchen zur Entwicklung von Tabak- 
erzeugnissen, Waschmitteln und dekorativen Kosmetika. Der Bundesmi- 
nister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten ist jedoch ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates Ausnahmen 
zu bestimmen, soweit es erforderhch ist, um konkrete Gesundheitsgefähr- 
dungen abzuwehren, und soweit die notwendigen neuen Erkenntnisse 
nicht auf andere Weise erlangt werden können. 

Diese gesetzlichen Bestimmungen sind 1986 vom Deutschen Bundestag in 
das Tierschutzgesetz eingefügt worden. 

Das Verbot bezieht sich sowohl auf die Prüfung eines Rohstoffes, der zur 
ausschließlichen Verwendung für eines der genannten Produkte 
bestimmt ist, als auch auf die Prüfung von Fertigprodukten, bevor diese in 
den Verkehr gebracht werden. Ausnahmen durch Rechtsverordnung 
nach § 7 Abs. 5 Satz 2 des Tierschutzgesetzes sind bisher nicht erlassen 
worden, da die beantragten generellen Ausnahmegenehmigungen die 
ausdrücklich in der Rechtsgrundlage genannten Voraussetzungen nicht 
erfüllen. 

Bei kosmetischen Fertigprodukten steht die Prüfung auf Haut- und 
Schleimhautverträglichkeit im Vordergrund. Dabei haben die forschen- 
den Firmen der deutschen kosmetischen Industrie produktbezogene 
Alternativmethoden entwickelt, so daß Tierversuche nicht mehr durch- 
geführt werden müssen. Zudem können die möglichen gesundheitlichen 
Gefahren der kosmetischen Fertigprodukte aufgrund der Bewertung der 
verwendeten Ausgangsstoffe erkannt werden. Da die meisten Stoffe, die 
in kosmetischen Mitteln eingesetzt werden, nicht nur für diesen Verwen- 
dungszweck entwickelt und hergestellt werden, sind sie zumeist bereits 
aufgrund anderer Rechtsvorschriften toxikologisch geprüft worden. 

Rohstoffe, die zu anderen Zwecken verwendet werden, unterliegen den 
Vorschriften des Chemikahenrechts. 

Der Bundesrat hat am 12. Februar 1993 den Entwurf eines Gesetzes zur 
Änderung des Tierschutzgesetzes beschlossen, der in § 7 Abs. 5 Satz 1 die 
Streichung des Wortes „dekorativen" vorsieht. Er hat dies wie folgt 
begründet: 

„Zur Entwicklung von Kosmetika stehen bewährte Rohstoffe in ausrei- 
chendem Maße zur Verfügung. Dies gilt für dekorative und pflegende 
Kosmetika gleichermaßen. Von daher sind Tierversuche zur Entwicklung 
von Kosmetika grundsätzlich zu verbieten" (Drucksache 12/4869 S. 15.) 

Der Deutsche Bundestag hat am 19. Mai 1994 in zweiter und dritter Lesung 
beschlossen, § 7 Abs. 5 des Tierschutzgesetzes zu ändern und mit Wirkung 
ab 1. Januar 1998 Tierversuche zur Entwicklung von Kosmetika grund- 
sätzlich zu verbieten. 
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Allerdings wird das Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates, im Falle von Kosmetika im Einvernehmen mit dem Bundes- 
ministerium für Gesundheit, Ausnahmen zu bestimmen, soweit es erfor- 
derlich ist, um 

1. konkrete Gesundheitsgefährdungen abzuwehren da die notwendigen 
neuen Erkenntnisse nicht auf andere Weise erlangt werden können, 
oder 

2. Rechtsakte der Europäischen Gemeinschaft durchzuführen. 

Damit wird der inzwischen vollzogenen weiteren Harmonisierung des 
einschlägigen EU-Rechts Rechnung getragen. 

Durch diese Änderung des Tierschutzgesetzes wird gewährleistet, daß die 
Durchführung von Tierversuchen zur Überprüfung von Bestandteilen 
oder Kombinationen von Bestandteilen kosmetischer Mittel grundsätzlich 
ab dem 1. Januar 1998 verboten wird. 

Die Zustimmung des Bundesrates zum Entwurf eines Gesetzes zur Ände- 
rung des Tierschutzgesetzes steht noch aus. Der Bundesrat wird sich vor- 
aussichtlich am 10. Juni 1994 im zweiten Durchgang mit der Änderung des 
Tierschutzgesetzes befassen. 

Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse darüber vor, daß durch 
diese Regelungen die Exportchancen der deutschen chemischen Industrie 
beeinträchtigt werden. Sie geht vielmehr davon aus, daß mittelfristig auch 
die USA und Japan ihre Anforderungen an die Rechtsentwicklung der 
Europäischen Union anpassen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Arbeit 
und Sozialordnung 


37. Abgeordnete 

Lieselott 

Blunck 

(Uetersen) 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, in Zusammen- 
arbeit mit der Bundesanstalt für Arbeit darauf 
hinzuwirken, daß der § 63 Abs. 4 AFG auch im 
Bereich der Luft- und Raumfahrt Anwendung fin- 
det, um die Gründung von Qualifizierungs- und 
Innovationsgesellschaften zu ermöglichen, wenn 
nein, warum nicht? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 28. Januar 1994 


Der Hauptstelle der Bundesanstalt für Arbeit in Nürnberg liegt gegenwär- 
tig ein konkreter Antrag eines Unternehmens der Luft- und Raumfahrt- 
technik auf Gewährung von Kurzarbeitergeld nach § 63 Abs. 4 AFG vor. 
Die grundsätzlichen Voraussetzungen für eine Gewährung von Kurz- 
arbeitergeld nach § 63 Abs. 4 AFG werden zur Zeit von der Bundesanstalt 
für Arbeit geprüft. Eine abschließende Beurteilung ist zur Zeit nicht mög- 
lich. Das Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung steht in der 
Angelegenheit mit der Bundesanstalt in engem Kontakt. Mit einer Ent- 
scheidung ist innerhalb der nächsten sechs Wochen zu rechnen. 
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38. Abgeordneter 

Hans 

Büttner 

(Ingolstadt) 

(SPD) 


In welchem Zusammenhang, Ausmaß und auf- 
grund welcher Rechtsvorschriften werden vom 
Hauptverband der gewerblichen Berufsgenos- 
senschaften (HVBG) Sozialdaten erhoben, ge- 
nutzt und verarbeitet? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 6. Juni 1994 


Der Hauptverband der gewerblichen Berufsgenossenschaften ist ein 
Zusammenschluß der gewerblichen Berufsgenossenschaften in der 
Rechtsform eines eingetragenen Vereins. Er nimmt die gemeinsamen 
Interessen dieser Berufsgenossenschaften, insbesondere auf den Gebie- 
ten der Prävention, der Rehabihtation, der Statistik sowie der Aus- und 
Fortbildung, wahr; er fördert und koordiniert Forschungsvorhaben der 
gewerblichen Berufsgenossenschaften und führt auch eigene 
Forschungsvorhaben durch. Soweit der Hauptverband bei der Erfüllung 
dieser Aufgaben Sozialdaten verarbeitet, sind folgende Rechtsvorschrif- 
ten maßgeblich: 

- § 80 SGB X (Datenverarbeitung im Auftrag) 

- § 67 b SGB X (Einwilligung der Betroffenen) 

- § 71a RVO (Verarbeitung von Daten zu Stoffen, Zubereitungen und 
Erzeugnissen) 

- § 18f SGB IV (Verwendung der Versicherungsnummer) 

- § 293 Abs. 2 SGB V (Kennzeichen für Leistungserbringer). 

Aussagen zum Ausmaß der Datenverarbeitung durch diesen eingetrage- 
nen Verein sind der Bundesregierung nicht möglich. 


39. Abgeordneter Welchen behördlichen Aufsichts- und Kontroll- 

Hans befugnissen unterliegt diese Behörde, und wer 

Büttner führt insbesondere die Fach- und Rechtsaufsicht? 

(Ingolstadt) 

(SPD) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 6. Juni 1994 

§ 35 SGB I hat den Hauptverband den Sozialleistungsträgern datenschutz- 
rechtlich gleichgestellt. Der Hauptverband unterliegt damit der Daten- 
schutzaufsicht (Fach- und Rechtsaufsicht) durch den Bundesbeauftragten 
für den Datenschutz. 


40. Abgeordneter 

Hans 

Büttner 

(Ingolstadt) 

(SPD) 


Welche Behörde hat seit Geltung der Vorschriften 
des sozialen Datenschutzes die Datenverarbei- 
tung des HVBG in welchem Umfang und Zeit- 
raum kontrolliert? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 6. Juni 1994 

Der Bundesbeauftragte für den Datenschutz hat zuletzt vom 9. bis 13. Au- 
gust 1993 umfassende datenschutzrechtliche Kontrollen beim Hauptver- 
band durchgeführt. 
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41. Abgeordneter Welche wesentlichen Ergebnisse hatten ggf. 

Hans diese Kontrollen? 

Büttner 

(Ingolstadt) 

(SPD) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 6. Juni 1994 

Der Hauptverband hat die Kontrollergebnisse - insbesondere zu einer ver- 
besserten datenschutzrechtlichen Organisation in Einzelbereichen ~ auf- 
gegriffen und umgesetzt. In einer weiteren Frage ~ der Personenbezogen- 
heit von Aktenzeichen, die nicht die Elemente der entschlüsselbaren Ver- 
sicherungsnummer enthalten - ist die Abstimmung mit dem Bundes- 
beauftragten für den Datenschutz noch nicht abgeschlossen. Im übrigen 
liegen keine Beanstandungen durch den Bundesbeauftragten für den 
Datenschutz vor. 


42. Abgeordneter 

Peter 

Götz 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, 
daß die Arbeitsverwaltung auch solchen Betrie- 
ben, die nicht im Tarifverbund sind und bei denen 
die Beiträge ausgehend von der 40-Stunden- 
Woche bezahlt wurden, bei Kurzarbeit nur Kurz- 
arbeitergeld für eine 36-Stunden-Woche ge- 
währt, mit dem Hinweis darauf, daß dies die tarif- 
liche Arbeitszeit vergleichbarer Betriebe sei? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 7. Juni 1994 

Die Arb eits Verwaltung hält sich an die gesetzlichen Regelungen zur 
Bemessung des Kurzarbeitergeldes, wenn sie gleichermaßen bei tarifge- 
bundenen und nicht tarifgebundenen Betrieben höchstens die tarifliche 
wöchentliche Arbeitszeit berücksichtigt (§ 69 des Arbeitsförderungsgeset- 
zes). 


43. Abgeordneter Was wird die Bundesregierung unternehmen, um 

Peter diese offensichtliche Ungerechtigkeit auszuräu- 

Götz men? 

(CDU/CSU) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 7. Juni 1994 

Nach den gesetzhchen Vorschriften darf höchstens die tarifliche wöchent- 
liche Arbeitszeit berücksichtigt werden, weil die Betriebe vor der Bean- 
spruchung von Sozialleistungen erst einmal zur Vermeidung der Kurz- 
arbeit verpflichtet sind, wozu auch der Abbau von Überstunden gehört 
(vgl. § 64 des Arbeitsförderungsgesetzes). Es wäre nun ungerecht, wenn 
für die tarifgebundenen Betriebe - auch wenn sie längere Zeit vier Stun- 
den Mehrarbeit geleistet und dafür Beiträge gezahlt hätten - nur 36 Stun- 
den bei der Bemessung des Kurzarbeitergeldes berücksichtigt werden 
könnten, für die nicht tarifgebundenen Betriebe jedoch 40 Stunden. Das 
Bundessozialgericht hat die gesetzliche Regelung mit ihrer Verweisung 
auf die tarifliche Arbeitszeit als sachnäher und flexibler als eine eigene 
gesetzliche Höchstgrenze angesehen und einen Vorstoß gegen die nega- 
tive Koalitionsfreiheit nicht erkannt (Urteil vom 29. August 1974). 
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44. Abgeordneter 

Manfred 

Hampel 

(SPD) 


Sind bei den quantitativen Vergleichen von Höhe 
und Zusammensetzung der Teilzeitbeschäftig- 
tenzahlen mit dem niederländischen Vorbild 
auch die in Deutschland üblichen bis maximal 
560 DM monatlich beziehenden Gering Verdiener 
mit einbezogen, und welche Bedeutung hat dies 
für den Vergleich? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 6. Juni 1994 


Die deutschen Zahlen für internationale Vergleiche der Teilzeitbeschäfti- 
gung beruhen auf Ergebnissen des Mikrozensus und der Europäischen 
Arbeitskräfteerhebung, Bei beiden Erhebungen werden die sogenannten 
geringfügig Beschäftigten zu den Teilzeitbeschäftigten gezählt, sofern sie 
nicht wegen eines anderen gleichzeitigen Arbeitsverhältnisses als Voll- 
zeitarbeitnehmer anzusehen sind. Die Berücksichtigung der geringfügig 
Beschäftigten bei den Teüzeitbeschäftigten ist sinnvoll, gerade auch im 
Hinblick auf die internationale Vergleichbarkeit. 


45. Abgeordnete 

Regina 

Kolbe 

(SPD) 


Welche Auswirkungen auf die Anzahl der Reha- 
bilitanden und die Qualität der Maßnahmen in 
inhaltlicher und finanzieller Hinsicht ergeben 
sich durch die im Rahmen der 10. Novelle des 
AEG im Bereich der beruflichen Rehabilitation 
durchgesetzte Regelung, die besondere Förder- 
leistung zur beruflichen Rehabilitation von einer 
Soll- zu einer Kannbestimmung zu verändern, so 
daß nur noch in Abhängigkeit von Art oder 
Schwere der Behinderung spezifische Förderlei- 
stungen erbracht werden müssen, wenn keine 
Angaben gemacht werden können, in welchem 
Zeitraum ist mit einem Ergebnis zu rechnen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 6. Juni 1994 


Die im Zuge des Gesetzes zur Änderung von Förderungsvoraussetzungen 
im Arbeitsförderungsgesetz und in anderen Gesetzen mit Wirkung ab 
1. Januar 1993 beschlossenen Rechtsänderungen haben den Pflicht- 
leistungscharakter der berufsfördernden Leistungen zur Rehabilitation 
nach dem Arbeitsförderungsgesetz nicht berührt; insoweit wurden auch 
keine Pflichtleistungen in Ermessensleistungen umgewandelt. Es wurde 
lediglich ein Vorrang allgemeiner Leistungen nach dem Arbeitsförde- 
rungsgesetz vor den Leistungen zur Rehabilitation in den Fällen festge- 
schrieben, in denen die im Einzelfall wegen Art oder Schwere der Behin- 
derung erforderliche berufüche Förderung keine besonderen behinde- 
rungsspezifischen Leistungen voraussetzt. Die Folge ist, daß hiervon 
betroffene Behinderte förderungsmäßig nicht anders behandelt werden 
als andere Anspruchsberechtigte nach dem Arbeitsförderungsgesetz mit 
dem Ziel, eine sachlich nicht gebotene Überversorgung auszuschließen. 
Die Qualität der Fördermaßnahmen wird hierdurch nicht beeinträchtigt; 
die Betroffenen müssen sich allerdings während der Maßnahmen anstelle 
des Übergangsgeldes mit dem um einige Prozentpunkte geringeren 
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Unterhaltsgeld begnügen. Im Zuge des am 1. Januar 1994 in Kraft getrete- 
nen Ersten Gesetzes zur Umsetzung des Spar-, Konsolidierungs- und 
Wachstumsprogramms (1. SKWPG) wurde der Rechtsanspruch auf alle 
wegen Art oder Schwere der Behinderung erforderlichen Leistungen nach 
dem Arbeitsförderungsgesetz nochmals ausdrückhch klargestellt. 


46. Abgeordneter 

Karl-Josef 

Laumann 

(CDU/CSU) 


Wie begründet die Bundesregierung die beab- 
sichtigte Änderung der Verordnung nach § 1 1 des 
Gerätesicherungsgesetzes? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 7. Juni 1994 


In den Rechtsverordnungen nach § 1 1 des Gerätesicherheitsgesetzes sind 
sicherheitstechnische Anforderungen als besondere Vorschriften für die 
Errichtung und den Betrieb von Anlagen enthalten, die mit Rücksicht auf 
ihre Gefährlichkeit einer besonderen Überwachung bedürfen {über- 
wachungsbedürftige Anlagen). Abweichungen von diesen Anforderun- 
gen sind nur unter der Voraussetzung zulässig, daß die zuständige Be- 
hörde eine Ausnahmegenehmigung erteilt hat. 


Nach den Artikeln 30 ff. des Vertrages zur Gründung der Europäischen 
Gemeinschaft (EG-Vertrag) sind mengenmäßige Einfuhrbeschränkungen 
sowie alle Maßnahmen gleicher Wirkung zwischen den Mitgliedstaaten 
verboten. Durch die Artikel 11 ff. des Abkommens über den Europäischen 
Wirtschaftsraum (EWR- Abkommen) wird diese Verpflichtung zur 
Gewährleistung eines freien Warenverkehrs auf die anderen Vertrags- 
staaten des Abkommens ausgedehnt. 


Der EG-rechtliche Grundsatz der Anerkennung der Gleichwertigkeit von 
Produkten aus anderen Mitgliedstaaten, die das gleiche Sicherheits- 
niveau gewährleisten wie die nach den nationalen Vorschriften herge- 
stellten Produkte, wird nach Auffassung der Kommission der Europä- 
ischen Gemeinschaften dadurch verletzt, daß für EG -ausländische Pro- 
dukte generell eine behördliche Ausnahmegenehmigung erforderlich ist. 
Aus diesem Grund hat die Kommission Vertragsverletzungsverfahren 
nach Artikel 169 EG-Vertrag gegen die Bundesrepublik Deutschland ein- 
geleitet. 


Durch Ergänzung der Rechtsverordnungen nach § 11 des Gerätesicher- 
heitsgesetzes sollen die Voraussetzungen dafür geschaffen werden, daß 
überwachungsbedürftige Anlagen aus dem Europäischen Wirtschafts- 
raum ohne Ausnahmegenehmigung errichtet und betrieben werden kön- 
nen, wenn sie das gleiche Sicherheitsniveau gewährleisten wie die nach 
den nationalen Bestimmungen hergestellten Produkte. 


47. Abgeordneter 

Karl-Josef 

Laumann 

(CDU/CSU) 


Wie ist sichergestellt, daß Dampfkessel, Behälter, 
Rohrleitungen und deren Komponenten aus den 
EG- und EFTA-Staaten unseren Sicherheitsvor- 
schriften entsprechen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 7. Juni 1994 


Wie in der Antwort zu Frage 46 ausgeführt ist, sollen die Verordnungen 
nach § 11 des Gerätesicherheitsgesetzes so ergänzt werden, daß über- 
wachungsbedürftige Anlagen (zu denen u. a. Dampfkessel, Druckbehäl- 
ter, Rohrleitungen und deren Komponenten zählen), die nach den in 
einem anderen EG-Mitgliedstaat oder in einem anderen EWG-Vertrags- 
staat geltenden Regelungen oder Anforderungen rechtmäßig hergestellt 
und in den Verkehr gebracht werden, in der Bundesrepublik Deutschland 
nur dann errichtet und betrieben werden dürfen, wenn sie die gleiche 
Sicherheit gewährleisten wie die nach nationalen Vorschriften gefertigten 
Anlagen. Insoweit ist die Gewährleistung des hohen deutschen Sicher- 
heitsstandards eine tatbestandliche Voraussetzung für einen rechtmäßi- 
gen Betrieb von Anlagen aus dem Europäischen Wirtschaftsraum. 


48. Abgeordneter 

Karl-Josef 

Laumann 

(CDU/CSU) 


Wie will die Bundesregierung sicherstellen, daß 
ohne eine Objektprüfung solcher Anlagen die 
Sicherheit für die Bevölkerung gewährleistet ist? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 7. Juni 1994 

Die Gewährleistung der Sicherheit für die Bevölkerung ist ebenso wie die 
Gewährleistung der Sicherheit der Beschäftigten nur möglich, wenn die 
Anlagen aus dem Europäischen Wirtschaftsraum das in der Bundesrepu- 
bhk Deutschland bestehende Sicherheitsniveau erreichen. In der Antwort 
zu Frage 47 ist erwähnt, daß dies eine Voraussetzung für einen rechtmäßi- 
gen Betrieb der Anlagen darstellt. Die Erfüllung dieser Voraussetzung ist 
eine Verpflichtung des Betreibers, 

Lediglich bei Anlagen mit einem relativ geringen Gefährdungspotential 
kann die Erfüllung dieser Betreiberpflicht ausschließlich im Wege des 
Vollzugs der Rechtsverordnungen durch die zuständigen Behörden über- 
wacht werden. 

Bei Anlagen mit einem mittleren Gefährdungspotential sind durch die 
Rechtsverordnungen nach § 1 1 des Gerätesicherheitsgesetzes Prüfungen 
durch Sachverständige vor einer Inbetriebnahme der Anlagen vorge- 
schrieben. Sofern die Anlagen ein hohes Gefährdungspotential aufwei- 
sen, unterliegen ihre Errichtung und ihr Betrieb ohnehin einem Erlaubnis- 
vorbehalt der zuständigen Behörden. Anlagen aus dem Europäischen 
Wirtschaftsraum, die in eine der beiden letztgenannten Gefährdungskate- 
gorien einzustufen sind, dürften somit erst betrieben werden, wenn ent- 
weder durch einen Sachverständigen oder durch die Erlaubnisbehörde 
festgestellt worden ist, daß die Anlagen das gleiche Sicherheitsniveau 
gewährleisten wie die deutschen Produkte. 


49. Abgeordneter 

Dr. Andreas 
Schockenhoff 

(CDU/CSU) 


Wie haben sich die von der Zahl der Mitarbeiter 
abhängigen Beiträge mittelständischer Unter- 
nehmen für die Berufsgenossenschaften allge- 
mein und speziell bei der für Friseurbetriebe zu- 
ständigen Berufsgenossenschaft für Gesund- 
heitsdienst und Wohlfahrtspflege während der 
vergangenen fünf Jahre entwickelt? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 7. Juni 1994 

Berufsgenossenschaften sind Körperschaften des öffentlichen Rechts mit 
Selbstverwaltung durch Arbeitgeber und Arbeitnehmer. Sie unterstehen 
staatlicher Rechtsaufsicht. Aufsichtsbehörde über die bundesunmittel- 
baren Unfallversicherungsträger ist das Bundesversicherungsamt in 
Berlin. 

Die gesetzlichen Rahmenbedingungen der Reichsversicherungsordnung 
(RVO) geben den Unfallversicherungsträgern vor, daß die Beiträge den 
Bedarf des abgelaufenen Geschäftsjahres decken müssen und daß die Bei- 
träge auch zur Beschaffung der Betriebsmittel erhoben werden (§ 724 
RVO). Die Beiträge werden entsprechend dem Bedarf entweder nach den 
gezahlten Arbeitsentgelten und dem Gefahrentarif oder nach der Zahl der 
Versicherten durch die Selbstverwaltung festgelegt. 

Derzeit erhebt nur die Berufsgenossenschaft für Gesundheitsdienst und 
Wohlfahrtspflege (BGW) als Regelfall die Beiträge nach der Zahl der Ver- 
sicherten. Insoweit ist ein Vergleich hinsichtlich der Pro-Kopf-Beiträge mit 
anderen Berufsgenossenschaften nicht möglich. 


Bei der BGW haben sich in dort gebildeten Abteilungen die Beiträge in 
den letzten Jahren wie folgt entwickelt: 



1989 

1990 

1991 

1992 

1993 

Friseure 

250 

350 

465 

498 

780 

Soz. Vers. Träger 

280 

290 

330 

340 

500 

Apotheker 

80 

80 

120 

120 

147 

Ärzte/Tierärzte 






Masseure, Kranken- 






gymnasten etc. 

198 

227 

283 

342 

348 


50. Abgeordneter 

Dr. Andreas 
Schockenhoff 

(CDU/CSU) 


Welche Gründe lagen der übermässigen Erhö- 
hung der Beiträge von Friseurbetrieben zu- 
grunde? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 7. Juni 1994 

Der Beitrag für jeden Vollbeschäftigten im Friseurbereich in Höhe von 
780 DM setzt sich wie folgt zusammen: 


Für Entschädigungsleistungen 

378 

DM 

Unfallverhütung 

12 

DM 

Beitragsausfälle 

142 

DM 

Betriebsstock 

153 

DM 

Persönliche Verwaltungskosten 

37 

DM 

Sächliche Verwaltungskosten 

20 

DM 

Verfahrenskosten 

27 

DM 

Sonstiges 

5 

DM 


Der Beitragsanstieg ist u. a. auf folgende Faktoren zurückzuführen: 
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Die Entschädigungsleistungen in der Abteilung Friseure sind in 1 993 um 
12 Mio. DM (= 14,7%) gestiegen, davon 7 Mio. DM allein im Bereich der 
Berufshilfe, 2,5 Mio. DM im Bereich der Renten. Der Anteil der aus der 
ehemaligen DDR übernommenen Unfallversicherungs- Altlast beträgt bei 
der Abteilung Friseure rund 10 Mio. DM. Von Bedeutung ist auch der 
Rückgang der Vollbeschäftigtenzahl im Friseurge werbe um 17,7 Prozent. 

Der hohe Anteil der Beitragsausfälle resultiert aus rund 29 Mio. DM Soll- 
berichtigungen. Sie ergeben sich daraus, daß nur etwa die Hälfte aller 
Friseurunternehmen den gesetzlich vorgegebenen Meldepflichten zur 
Umlageberechnung nachgekommen ist und daher hinsichtlich Vollbe- 
schäftigungszahl und Lohnsumme gemäß § 743 RVO geschätzt werden 
mußte. Diese Schätzungen werden i. d. R. - um Reaktionen der Unterneh- 
men hervorzurufen - höher angesetzt als die Angaben in der zuletzt er- 
folgten Meldung. Die Folge solcher Fehlschätzungen sind Sollberichti- 
gungen und Beitragsausfälle; sie führen dazu, daß der Bedarf des laufen- 
den Geschäftsjahres sich erhöht. 

Der Betriebsstock (Betriebsmittel) darf nach § 753 RVO den 2V2fachen 
Betrag der Aufwendungen des abgelaufenen Geschäftsjahres nicht über- 
steigen. Die Satzung der BGW sieht einen Betriebsstock in Höhe des 
IV 2 fachen vor. Das Ziel der Selbstverwaltung, den Betriebsstock sat- 
zungsgemäß auf 100 Prozent aufzufüllen, haben alle Abteilungen mit min- 
destens 90 Prozent erfüllt; lediglich in der Abteilung Friseure wird - mit 
der letzten Beitragserhöhung - erst eine Quote von 75 Prozent erreicht. 


51. Abgeordneter 

Dr. Andreas 
Schockenhoff 

(CDU/CSU) 


Welche Möglichkeit sieht die Bundesregierung, 
diesen extremen Zuwachs der auf die Betriebe 
entfallenden Lohnzusatzkosten entgegenzutre- 
ten, und sind hierfür eventuell Gesetzesänderun- 
gen erforderlich? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 7. Juni 1994 


Den hohen Zuwächsen im Bereich der Entschädigungsleistungen ist vor 
allem - auch im Interesse der Versicherten - durch vermehrte Anstren- 
gungen im Bereich der Prävention zu begegnen. Hierzu hat das Bundes- 
ministerium für Arbeit und Sozialordnung im Rahmen der Gefahrstoff- 
Verordnung durch Technisches Regelwerk (TRGS 530) eine wirksame 
Hilfestellung gegeben. Auch durch ein gesetzmäßiges Mel de verhalten 
können die Friseure erhebliche Verwaltungskosten sowie Beitragsaus- 
fälle vermeiden. 

Die Bundesregierung sieht derzeit keinen Anlaß, die Rahmenbedingun- 
gen in der Unfallversicherung - einem Entschädigungssystem für abhän- 
gig Beschäftigte unter Ablösung der Unternehmerhaftpflicht - zu verän- 
dern. Die hier berufsbedingt entstehenden Entschädigungsleistungen 
können weder zur gesetzlichen Krankenversicherung noch zur Bundes- 
anstalt für Arbeit umgeschichtet werden. 


52. Abgeordneter 

Ottmar 

Schreiner 

(SPD) 


Wie bewertet die Bundesregierung die im Saar- 
land bestehende Regelung, die den Minder- 
schwerbehinderten (MdE 25% bis incl. 49%) 
einen Zusatzurlaub gewährt? 
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53. Abgeordneter 

Ottmar 

Schreiner 

(SPD) 


Gibt es Überlegungen, diese Schutzvorschrift 
auch bundeseinheitlich einzuführen, und wenn 
nein, welche Gründe sprechen dagegen, den 
Schutz der Minderschwerbehinderten im Bun- 
desgebiet generell abzulehnen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 1. Juni 1994 


Im Saarland wird durch das „Landesgesetz Nr. 186" vom 22. Juni 1950, 
zuletzt geändert durch das Vierte Rechtsbereinigungsgesetz vom 26. Ja- 
nuar 1994, kriegs- und unfallbeschädigten Arbeitnehmern in der Privat- 
wirtschaft mit einer Minderung der Erwerbsfähigkeit von 25 v. H. bis aus- 
schließlich 50 V. H. sowie entsprechend Erwerbsbeschränkten, die diesen 
Kriegs- und Unfallbeschädigten gleichgestellt sind, ein zusätzlicher 
Urlaub von drei Arbeitstagen gewährt. 

Die Frage, ob diese saarländische Regelung nach Einführung der Bundes- 
regelung zum Zusatzurlaub für Schwerbehinderte im Schwerbehinder- 
tengesetz 1974 noch Bestand hat, ist bisher höchstrichterlich noch nicht 
entschieden. Das Bundesarbeitsgericht hat diese Frage zuletzt in dem 
Urteil vom 8. März 1994 - 9 AZR 91/93 offengelassen. 

Die Bundesregierung beabsichtigt nicht, eine dem saarländischen Gesetz 
Nr. 186 entsprechende Regelung zu treffen. 

Der Zusatzurlaub für Schwerbehinderte nach § 47 des Schwerbehinder- 
tengesetzes ist ein behinderungsbedingter Ausgleich für die erhöhte 
Beanspruchung Schwerbehinderter im Arbeitsleben und dient der Siche- 
rung der Arbeitskraft. Er beruht auf der Überlegung, daß ein Schwer- 
behinderter seine Arbeitskraft schneller als ein Nichtbehinderter ver- 
braucht, sein Urlaubsbedürfnis daher in aller Regel gesteigert ist. Von 
einem vergleichbaren besonderen Erholungsbedürfnis Behinderter mit 
einem Grad der Behinderung von weniger als 50 kann nicht ausgegangen 
werden. Darüber hinaus ist darauf hinzuweisen, daß sich der allgemeine 
Erholungsurlaub seit den 50er Jahren erheblich verlängert hat. Auch aus 
diesem Grunde kommt eine Erstreckung des Zusatzurlaubs auch auf 
Behinderte mit einem Grad der Behinderung von weniger als 50 nicht in 
Betracht. 


54. Abgeordnete 

Lydia 

Westrich 

(SPD) 


Warum hält der Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung den deutlichen Rückgang der 
Sozialleistungsquote in Westdeutschland von 
33,3 (1982) auf 30,3 Prozent (1993), also 1993 
um drei Prozentpunkte niedriger als zehn Jahre 
zuvor, für eine überraschende Zahl über den 
Sozialstaat (vgl. Bundesminister Dr. Norbert 
Blüm in „Sozialpolitische Informationen" Nr. 6 
vom 22. April 1994)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 6. Juni 1994 


Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung selbst hält den deutli- 
chen Rückgang der Sozialleistungsqoute in Westdeutschland von 33,3% 
(1982) auf 30,3% (1993) nicht für eine überraschende Zahl. Wie Sie den 
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von Ihnen zitierten „Sozialpolitischen Informationen” (SPI) Nr. 6 vom 
22. April 1994 entnehmen können, ist er vielmehr der Überzeugung, daß 
dieser Rückgang auf einer mit Augenmaß geführten Sozialpolitik beruht. 


Überraschend mag der Rückgang der Quote allerdings für diejenigen 
Kritiker des Sozialstaates sein, die behaupten, die volkswirtschaftliche 
Leistungsfähigkeit reiche nicht länger aus, ihn zu finanzieren. Denn der 
Rückgang der Sozialleistungsquote belegt, daß trotz jährlich steigender 
Sozialleistungen in Westdeutschland (1982 bis 1993: 4,5% p. a.) das west- 
deutsche Bruttosozialprodukt jährlich noch stärker gestiegen ist (1982 
bis 1993: knapp 5,5% p. a.). 


Vor dem Hintergrund der deutschen Vereinigung hat sich diese Differenz 
in den Wachstumsraten von westdeutschem Sozialbudget und westdeut- 
schem Sozialprodukt geradezu als „Glücksfall" erwiesen, denn dadurch 
konnte im Bereich der Sozialpolitik der finanzielle Spielraum entstehen, 
der erforderlich war, um die nach der Wiedervereinigung auftretenden 
ökonomischen Probleme in Ostdeutschland sozialpolitisch abzufedern, 
ohne daß die gesamtdeutsche Sozialleistungsquote heute höher läge als 
Mitte der 70er Jahre in Westdeutschland. 


55. Abgeordnete 

Lydia 

Westrich 

' (SPD) 


Welche Leistungen für Ehe und Familie im frühe- 
ren Bundesgebiet sind so stark eingeschränkt 
worden, daß der Anteil dieser „Leistungen für 
Ehe und Familie" von 4,7 v. H. am Bruttosozial- 
produkt im Jahr 1989 auf 3,7 v. H. im Jahr 1990 
abgesenkt wurde und auch 1993 (mit einem An- 
teil von 3,9 V. H.) rd. 20 v. H. (das entspricht rd. 
20 Mrd. DM) unter den Anteilen von 1981 und 
1989 liegt (vgl. Drucksache 12/7493 S. 19)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 1. Juni 1994 


Die Leistungen der Funktionsgruppe „Ehe und Familie" sind zwischen 
1981 und 1993 von 72,2 Mrd. DM auf 109,4 Mrd. DM um rund die Hälfte 
(-h 52%) gestiegen. Ihr Anteil am Bruttosozialprodukt der früheren Bun- 
desländer ist im gleichen Zeitraum von 4,7% auf 3,9% zurückgegangen. 
Dieser Rückgang ist zum einen darauf zurückzuführen, daß das Brutto- 
sozialprodukt in diesen Jahren aufgrund der guten Wirtschaftsentwick- 
lung um mehr als vier Fünftel (-1- 84%) zugenommen hat, zum anderen 
haben Sonderfaktoren den Leistungsanstieg der Funktionsgruppe „Ehe 
und Familie" zwischen 1981 und 1993 gedämpft: Insbesondere nahmen 
die Kindergeldleistungen der Funktion „Kinder/Jugendliche" trotz der 
Kindergelderhöhung 1992 aus demographischen Gründen ab und die in 
der Funktion „Ehegatten" enthaltenen rechnerischen Beträge des Ehe- 
gatten- Splittings gingen durch die beschlossene Progressionsmilderung 
des Einkommensteuertarifs in den Jahren 1988 und 1990 deutlich zurück. 
Letztere Maßnahme der Steuerreform ist zusammen mit dem starken 
Wachstum des Bruttosozialprodukts im Jahre 1990 (+ 8,9%) auch für den 
Rückgang des Anteils der Funktionsgruppe „Ehe und Familie" von 4,0% 
im Jahre 1989 (in der Drucksache 12/7493 S. 19 durch Übertragungsfehler 
fälschlich mit 4,7% angegeben) auf 3,7% im Jahre 1990 verantwortlich. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Verteidigung 


56. Abgeordneter 

Dieter 

Heistermann 

(SPD) 


Welche militärischen Liegenschaften (Kasernen) 
in den neuen Bundesländern wurden von der 
Bundeswehr mit welcher Namensgebung über- 
nommen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Wilz 
vom 7. Juni 1994 


In der ehemaligen NVA waren überwiegend Schulen und andere Aus- 
bildungseinrichtungen der Streitkräfte benannt worden. Die Namens- 
gebung von Kasernen, die als Truppenunterkünfte genutzt wurden, 
beschränkte sich dagegen nur auf Einzelfälle. Unabhängig davon wurde 
jedoch im internen Sprachgebrauch der ehemaligen NVA vielfach auch 
der Name des in der Kaserne stationierten Truppenteils als Kasernenname 
verwendet. 


Die Namen aller Truppenteile und militärischen Liegenschaften wurden 
auf Weisung des Ministers für Abrüstung und Verteidigung der ehema- 
ligen DDR vor deren Beitritt zur Bundesrepublik Deutschland abgelegt. 
Die Bundeswehr hat daher am 3. Oktober 1990 keine Kaserne in den 
neuen Bundesländern mit einer Namensgebung übernommen. 


57. Abgeordneter 

Dieter 

Heistermann 

(SPD) 


Welche militärischen Liegenschaften (Kasernen) 
haben davon nach der Übernahme durch die 
Bundeswehr einen neuen und welchen Kaser- 
nennamen erhalten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Wilz 
vom 7. Juni 1994 


Die von der ehemaUgen NVA übernommenen Kasernen wurden - soweit 
sie von der Bundeswehr als Truppenunterkünfte genutzt werden - zwi- 
schenzeitlich benannt. Eine Auflistung der Namen ist als Anlage*) bei- 
gefügt. 


58. Abgeordneter Welche Gründe führten zu diesen Umbenennun- 

Dieter gen, und wer hat sie veranlaßt? 

Heistermann 

(SPD) 


) Vom Abdruck der Anlage wurde aufgrund der Nummer 13 Satz 2 in Verbindung 
mit Nummer 1 Abs. 3 Satz 1 zweiter Halbsatz der Richtlinien für die Fragestunde 
und für die schriftlichen Einzelfragen abgesehen. 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Wilz 
vom 7. Juni 1994 

Die Absicht, möglichst schnell einheitliche Rahmenbedingungen für die 
Bundeswehr in Ost und West zu schaffen, haben den Bundesminister der 
Verteidigung veranlaßt, die von der NVA übernommenen namenlosen 
Kasernen entsprechend den in den Bestimmungen für die Benennungen 
von Kasernen festgelegten Grundsätzen zu benennen. 

Die Einleitung des Namensgebungsverfahrens erfolgte auf Anweisung 
der hierfür zuständigen Inspekteure der Teilstreitkräfte. 


59. Abgeordneter Wer hat die neuen Kasernennamen nach welchen 

Dieter Kriterien festgelegt? 

Heistermann 

(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Wilz 
vom 7. Juni 1994 

Die Auswahl der Kasernennamen in den neuen Bundesländern erfolgte 
nach den in den Bestimmungen für die Benennungen von Kasernen und 
im Traditionserlaß der Bundeswehr festgelegten Kriterien. Danach kön- 
nen Kasernen der Bundeswehr nach Persönlichkeiten der Geschichte, 
nach Landschaften, Regionen, Gemarkungen sowie nach Truppengattun- 
gen benannt werden. 

Die auf dieser Grundlage von der Truppe mit Zustimmung der jeweiligen 
kommunalen Gremien vorgeschlagenen Namen wurden abschließend 
vom Bundesminister der Verteidigung gebilligt. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit 


60. Abgeordnete 

Regina 

Schmidt-Zadel 

(SPD) 


Wie hoch ist in der Bundesrepublik Deutschland 
jährlich die Zahl an Infektionsfällen durch die 
jetzt als sogenannte „Killer- Bakterien" bekannt- 
gewordenen agressiven Streptokokken-Stämme? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 8. Juni 1994 

Seit 1989 sind dem Nationalen Referenzzentrum (NRZ) für Streptokokken 
41 Erkrankungen durch ein A-Streptokokk en-bedingtes toxisches 
Schocksyndrom bekanntgeworden. Von diesen Fällen wurden 24 in den 
Jahren 1993 und 1994 beobachtet. Sechs dieser Fälle sind den aus England 
gemeldeten Fällen vergleichbar. Die isolierten Bakterienstämme - in 
England wie in Deutschland - unterscheiden sich nicht von bei anderen 
Krankheitsbildern isolierten Streptokokken und gehören auch nicht zu 
einem einheitlichen Subtyp. 
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Die Gesamtzahl aller tödlich verlaufenen Infektionen durch A^Strepto- 
kokken (Meningitis, Sepsis, Erysipel, Phlegmone) beträgt nach den Daten 
der Todesursachenstatistik jährhch mehrere Hundert. 


61. Abgeordnete 

Regina 

Schmidt-Zadel 

(SPD) 


Welchen Anteil an diesen FäUen haben in Kran- 
kenhäusern erworbene Infektionen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 8. Juni 1994 

Bei den 41 dem Nationalen Referenzzentrum für Steptokokken (NRZ) 
bekanntgewordenen Fällen sind 25% (10/41) in engem zeitlichen Zusam- 
menhang mit medizinischen Maßnahmen aufgetreten. Ein Teil dieser Ein- 
griffe erfolgte jedoch wegen bereits bestehender Infektionen. 

Wenn diese Fälle jedoch nicht nur vereinzelt, sondern gehäuft (Ausbruch) 
in Krankenhäusern, Entbindungsheimen, Säuglingsheimen, Säuglings- 
tagesstätten oder Einrichtungen zur vorübergehenden Unterbringung 
von Säuglingen auftreten, sind sie dem örtlich zuständigen Gesundheits- 
amt unverzüglich zu melden. Dies gilt für Patienten und Personal. 

Ein gehäuftes Auftreten dieser Erkrankung ist dem Bundesgesundheits- 
amt durch die Obersten Landesgesundheitsbehörden in den letzten Jah- 
ren nicht gemeldet worden. 


62. Abgeordnete 

Regina 

Schmidt-Zadel 

(SPD) 


Hält die Bundesregierung den Hygieneschutz in 
den deutschen Krankenhäusern für ausreichend, 
um einen weiteren Anstieg von Infektionen durch 
agressive Streptokokken- Stämme zu verhindern? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 8. Juni 1994 

Ein Anstieg von invasiven A-Streptokokken-Infektionen ist in der Bundes- 
republik Deutschland nicht zu erkennen. 

Die Kommission für Krankenhaushygiene und Infektionsprävention des 
Robert-Koch-Institutes hat in der Anlage „Hygienische Untersuchungen 
in Krankenhäusern und anderen Medizinischen Einrichtungen" fest- 
gelegt, daß Untersuchungen zur Erkennung und Bekämpfung von in 
Medizinischen Einrichtungen erworbenen Infektionen durchzuführen 
sind. 

Bei Beachtung der Richtlinie für Krankenhaushygiene und Infektionsprä- 
vention und Einsatz des erforderlichen Personals (Arzt für Hygiene, Kran- 
kenschwester für Krankenhaushygiene) können die erforderlichen Unter- 
suchungen sachgerecht durchgeführt werden. Eine durch das ehemalige 
Bundesgesundheitsamt durchgeführte Umfrage vom Personaleinsatz in 
der Krankenhaushygiene hat ergeben, daß bisher 34,8% aller Kranken- 
häuser einen Krankenhaushygieniker beschäftigen. 66,1% aller beteüig- 
ten Krankenhäuser beschäftigen eine Krankenschwester oder einen Kran- 
kenpfleger für Krankenhaushygiene. 


33 



DrUCkSdChO 1 2/7822 Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


63. Abgeordnete 

Regina 

Schmidt-Zadel 

(SPD) 


Hält die Bundesregierung die Zahl dieser Infek- 
tionen und der durch sie verursachten Todesfälle 
für so hoch, daß die Einführung einer Melde- 
pflicht notwendig wird? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 8. Juni 1994 

Das NRZ für Streptokokken hat seit 1989 seine Aktivitäten zur Erfassung 
invasiver A-Streptokokken-Infektionen gezielt verstärkt. Eine Melde- 
pflicht solcher Erkrankungen nach BSeuchG ist bei der gegenwärtigen 
epidemiologischen Lage - ein einheitlicher Subtyp ist für die beobachte- 
ten Fälle nicht verantwortlich - nicht erforderlich. 


64. Abgeordnete 

Antje-Marie 

Steen 

(SPD) 


Was hat die Bundesregierung angesichts der Tat- 
sache, daß das Bezirksgericht in Birmingham, 
Alabama (USA), bekanntgegeben hat, daß eine 
Anerkennung für Entschädigungszahlungen für 
Frauen in aller Welt, die durch Brustimplantate 
geschädigt sind, vorliegt, zur Information der be- 
troffenen Frauen in der Bundesrepublik Deutsch- 
land unternommen, um ihnen den Zugang zu den 
Entschädigungszahlungen zu ermöglichen? 


65. Abgeordnete 

Antje-Marie 

Steen 

(SPD) 


Sieht sich die Bundesregierung verpflichtet, eine 
breite Aufklärungskampagne über diesen An- 
spruch für durch Brustimplantate geschädigte 
Frauen durchzuführen, vor allem unter dem 
Aspekt, daß am 16. September 1994 die Frist für 
das Einreichen von Ansprüchen unter dem „Di- 
sease Compensation-Programm" für gegenwär- 
tig Anspruchsberechtigte endet? 


66. Abgeordnete 

Antje-Marie 

Steen 

(SPD) 


Wird die Bundesregierung die Urteilsbegrün- 
dung sowie die Antragsformulare in deutscher 
Sprache erstellen lassen, um somit den betroffe- 
nen Frauen bessere Informationsmöglichkeiten 
an die Hand zu geben? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 8. Juni 1994 

Das Ministerium ist mit Schreiben des Bezirksgerichts in Birmingham, 
Alabama (USA), vom 6. Mai 1994 über ein Bekanntmachungsprogramm 
zu einer Abfindungsregelung für Personen unterrichtet worden, die zum 
gegenwärtigen oder zu einem späteren Zeitpunkt Schadensersatzforde- 
rungen gegen bestimmte Hersteller von Brustimplantaten und deren Lie- 
feranten erheben können. Durch dieses Bekanntmachungsprogramm, das 
auch in deutscher Sprache abgefaßt ist, sollen alle potentiell Anspruchs- 
berechtigten über die vom amerikanischen Bezirksgericht mit amerikani- 
schen Herstellern von Brustimplantaten vereinbarte Abfindungsregelung 
informiert werden. 
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Um diese Information einer breiten Öffentlichkeit zur Verfügung zu stel- 
len, wird das Bundesinstitut für Arzneimittel und Medizinprodukte eine 
entsprechende Pressemitteilung alsbald veröffentlichen. Hierdurch soll 
den potentiell Anspruchsberechtigten Hilfestellung gegeben werden, wie 
vorzugehen ist, um etwaige Ansprüche geltend zu machen. Dabei soll ins- 
besondere darauf hingewiesen werden, daß das Bekanntmachungspro- 
gramm von allen Interessenten kostenfrei sowohl schrifthch als auch tele- 
fonisch bei der zuständigen Stelle in den USA angefordert werden kann. 
Das o. g. Bundesinstitut beabsichtigt zudem, auf zu erwartende Anfragen 
hin die entsprechenden Informationen zur Verfügung zu stellen. 

Im übrigen hat das Bundesinstitut am 27. Mai 1994 mit dem Interessenver- 
band der silikongeschädigten Frauen e. V. die Bekanntmachung ausführ- 
lich diskutiert. Dabei wurde empfohlen, den Zugang zu den aufgezeigten 
Entschädigungsmöglichkeiten unter Einschaltung von Rechtsberatern 
anzustreben. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr 


67. Abgeordneter Wie ist der derzeitige Stand des geplanten Aus- 

Dr. Egon baus der A 6 östlich von Mannheim? 

Jüttner 

(CDU/CSU) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 8. Juni 1994 


Für den Bedarfsplan für die Bundesfernstraßen vordringhch eingestuften 
sechs streifigen Ausbau der A 6 zwischen dem AK Viernheim und dem AK 
Mannheim wurde das PI anfe st stellungs verfahren im April 1994 eingelei- 
tet. Die Erörterung der Einwendungen soll im Herbst 1994 stattfinden. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umweit, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit 


68. Abgeordneter 

Hans-Joachim 

Hacker 

(SPD) 


Prüft die Bundesregierung die Möglichkeit der 
Endlagerung von Nuklearabfällen in Mecklen- 
burg-Vorpommern, und wenn ja, an welchem 
Standort? 
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Antwort des Staatssekretärs Clemens Stroetmann 
vom 6. Juni 1994 


Bereits seit den 80er Jahren hat die Bundesregierung zum Standort Gor- 
leben alternative Standorte und geologische Formationen vorsorglich für 
den Fall untersuchen lassen, daß sich der Salzstock Gorleben nach seiner 
Erkundung wider Erwarten als ungeeignet zur Aufnahme eines Endlagers 
für alle Arten radioaktiver Abfälle erweisen sollte. 

In ihrer Koalitionsvereinbarung von 1990 hat die Bundesregierung eine 
„Standorterkundung für stark wärmeentwickelnde Abfälle unbeschadet 
der Fortführung des Genehmigungsverfahrens Gorleben" festgeschrie- 
ben. Hierüber ist auch z. B. bei den Energiekonsens-Gesprächen berichtet 
worden. 

Im Mai 1991 haben das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit und das Bundesministerium für Forschung und Techno- 
logie die Bundesanstalt für Geowissenschaften und Rohstoffe (BGR) 
beauftragt, die bereits vorliegenden Erkenntnisse bezüglich der alten 
Bundesländer zu aktualisieren und auf der Grundlage verfügbarer Daten 
ergänzend zu ermitteln, welche Standorte und geologischen Formationen 
in den neuen Bundesländern ggf. untersuchungswürdig insbesondere im 
Hinblick auf die Endlagerung stark wärmeentwickelnder radioaktiver 
Abfälle sein könnten. Unbeschadet dieser vorsorglichen Untersuchungen 
hat die Bundesregierung derzeit weder Veranlassung noch die Absicht, 
die weitere Erkundung des Salzstockes Gorleben abzubrechen und neben 
- oder gar statt — dem Salzstock Gorleben alternative Standorte zu erkun- 
den. 

Die BGR hat als Zwischenergebnis ihrer Arbeiten potentielle Standort- 
gebiete ermittelt, an denen sich vorrangig untersuchungswürdige Salinat- 
strukturen oder kristaline Gesteinsformationen befinden. Zwei dieser 
Standortgebiete - die Salzstöcke Gülze-Sumte und Kr aak - befinden sich 
in Mecklenburg-Vorpommern. 


69. Abgeordneter 

Hans-Joachim 

Hacker 

(SPD) 


Für den Fall, daß die Frage 68 bejaht wird, in wel- 
chem Umfang sind Untersuchungen zu mög- 
lichen Standorten durchgeführt bzw. in Auftrag 
gegeben worden, und wie erfolgte die Infor- 
mation gegenüber den Bewohnern anliegender 
Gemeinden? 


Antwort des Staatssekretärs Clemens Stroetmann 
vom 6. Juni 1994 


Die BGR führt ihren Auftrag als Literaturarbeit, also ohne Feldunter- 
suchungen vor Ort, durch. Es handelt sich lediglich um vorsorgliche wis- 
senschaftliche Untersuchungen. 

Das Umweltministerium des Landes Mecklenburg- Vorpommern wurde 
- wie im übrigen auch die Umweltressorts der anderen Bundesländer - zu 
den im Dezember 1993 stattgefundenen Beratungen der Thematik im 
Endlagerausschuß der das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz 
und Reaktorsicherheit beratenden Reaktor- Sicherheitskommission einge- 
laden und durch Übersendung des Sitzungsprotokolls über die Ergebnisse 
informiert. 
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70. Abgeordneter 

Carl-Detlev 

Freiherr 

von Hammerstein 

(CDU/CSU) 


71. Abgeordneter 

Carl-Detlev 
Freiherr 

von Hammerstein 

(CDU/CSU) 

Antwort des Staatssekretärs Clemens Stroetmann 
vom 3. Juni 1994 

Durch Beschluß Nr. 397 vom 2. Juli 1981 hat das Königreich Dänemark ein 
verbindliches System der Rücknahme von Bier- und Erfrischungsgeträn- 
kebehältnissen eingeführt. Das System verpflichtet die Erzeuger, Bier und 
Erfrischungsgetränke ausschließlich in wiederverwendbaren Behältnis- 
sen auf den Markt zu bringen. Diese Behältnisse müssen vom Landesamt 
für Umweltschutz genehmigt werden. Das Landesamt kann eine Geneh- 
migung für eine neue Verpackungsart verweigern, wenn es der Meinung 
ist, die Verpackung sei einem Rücknahmesystem technisch nicht ange- 
paßt oder das von den Erzeugern vorgesehene Rücknahmesystem 
gewährleiste nicht die effektive Wiederverwendung einer ausreichenden 
Anzahl von Behältnissen. 

Diese Regelung wurde durch Erlaß Nr. 95 vom 16. März 1984 insoweit 
abgeändert, als die Verwendung von nicht genehmigten Verpackungen 
mit Ausnahme aller metallischen Verpackungen zu gelassen wird, sofern 
die Menge von 3 000 hl pro Erzeuger und Jahr nicht überschritten wird. 

Die Kommission der Europäischen Gemeinschaften hat am 1. Dezember 
1986 beim Europäischen Gerichtshof gegen diese dänischen Regelungen 
Klage erhoben. Am 20. September 1988 hat der Europäische Gerichtshof 
festgestellt, daß das Königreich Dänemark durch den Erlaß Nr. 95 vom 
16. März 1984 insoweit gegen Artikel 30 EWG- Vertrag verstoßen hat, als 
es die Verkaufsmenge an Bier und Erfrischungsgetränken in nicht geneh- 
migten Behältnissen aus anderen Mitgliedstaaten auf 3 000 hl pro Jahr und 
Erzeuger begrenzt hat. 

Hieraus ergibt sich, daß für alle metallischen Getränkeverpackungen in 
Dänemark praktisch ein Verkehrsverbot besteht. 

Es trifft zu, daß in Dänemark in metallischen Einwegverpackungen abge- 
füllte Produkte, insbesondere Bier in Dosen, exportiert werden, u. a. auch 
in die Bundesrepublik Deutschland. 

Dem Import von Getränken in Einwegbehältnissen in Länder der Europä- 
ischen Union steht europäisches Recht nicht entgegen. Im Gegenteil 
beansprucht die EG-Kommission gerade Artikel 30 EWG-Vertrag, um den 
freien Warenverkehr von Produkten in Einwegverpackungen aufrechtzu- 
erhalten. 

Auch vor dem Hintergrund dieser EG-Rechtsproblematik hat sich die Bun- 
desregierung im Rahmen ihrer Abfallwirtschaftspolitik dafür entschieden, 
nicht etwa Produktregelungen wie Verbote vorrangig zu verfolgen, son- 
dern vielmehr durch effiziente Handlungsanforderungen abfallwirtschaft- 
liche Verbesserungen zu erreichen. Mit der Verpackungsverordnung vom 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß aus Däne- 
mark dort produzierte und auf Einwegbehältnisse 
(Dosen und ähnliches) ab gefüllte Getränke (Bier, 
Fruchtsaft u. ä.) importiert werden, obwohl in 
Dänemark selbst das in den Handel bringen sol- 
cher Dosen nicht erlaubt ist? 


Steht möglicherweise dem Import von Getränken 
in Einwegbehältnissen in Länder der Gemein- 
schaft EG-Recht entgegen? 
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12. Juni 1991 wurden daher Hersteller und Vertreiber von Einwegverpak- 
kungen verpflichtet, diese nach Gebrauch zurückzunehmen und wieder- 
zuverwenden oder einer stofflichen Verwertung zuzuführen. Im Rahmen 
des sog. dualen Systems wurden im Jahre 1993 35 % aller in Deutschland 
in Verkehr gebrachten Weißblechverpackungen einer stofflichen Verwer- 
tung zugeführt. Damit wurde die Mindestquote der Verpackungsverord- 
nung um fast 10% übertroffen. Ab 1. Juli 1995 beträgt die vorgegebene 
Recyclinganforderung 72%, was weitere Anstrengungen der Wirtschaft 
notwendig macht. 


72. Abgeordneter 

Horst 

Kubatschka 

(SPD) 


Welche Konsequenzen zieht die Bundesregie- 
rung aus dem Ergebnis der vom Institut für 
Umweltschutz der Universität Dortmund erstell- 
ten Studie, nach der wesentlich weniger Batterien 
als bisher angenommen vom Handel zurückge- 
nommen und getrennt entsorgt werden und die 
jährlich vom Zentral verband Elektronik- und 
Elektronikindustrie veröffentüchten Zahlen 
falsch sind, und erwägt die Bundesregierung zur 
Flankierung der geplanten Rücknahmepfücht 
auch die Einführung einer Rückgabepflicht für 
Batterien? 


Antwort des Staatssekretärs Clemens Stroetmann 
vom 7. Juni 1994 

Die genannte Studie wurde vom Bundesministerium für Umwelt, Natur- 
schutz und Reaktorsicherheit in Auftrag gegeben, um industrieunabhän- 
gige Daten zu erhalten. Die Ergebnisse wurden bei den Arbeiten an dem 
Entwurf der Batterie-Verordnung berücksichtigt. Dazu hat die Bundes- 
regierung auch in der Antwort auf die Kleine Anfrage der Fraktion der 
SPD zur Batterie- Verordnung vom 7. März 1994 (Drucksache 12/6987 
S. 8) berichtet. 

Die Einführung einer Rückgab epfhcht für gebrauchte Batterien ist auf der 
Grundlage des derzeitigen Rechtes nicht möglich. Das Abfallgesetz von 
1986 ermächtigt den Verordnungsgeber lediglich, Vertreiber zu verpflich- 
ten, die von ihnen in Verkehr gebrachten Produkte zurückzunehmen 
(Rücknahmepflicht). Das vom Deutschen Bundestag verabschiedete 
Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz würde hingegen auch gestatten, 
die Besitzer von Batterien zu deren Rückgabe an den Vertreiber zu ver- 
pflichten. 


73. Abgeordneter 

Horst 

Kubatschka 

(SPD) 


Wieviel Altöl ist in den letzten vier Jahren in t/a in 
der Bundesrepublik Deutschland angefallen, und 
welcher Anteil davon wurde jeweils auf ge arbei- 
tet, verbrannt oder aber einer unkontrollierten, 
möglicherweise umweltschädigenden Entsor- 
gung zugeführt? 


Antwort des Staatssekretärs Clemens Stroetmann 
vom 7. Juni 1994 

Das Aufkommen und die Verwertung von Altöl werden in der Bundes- 
republik Deutschland kontinuierlich ermittelt. 
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So werden jährlich etwa 1,2 Mio. t Frischöle eingesetzt, die zu einem 
Altölaufkommen von rd. 600000 t führen. 


Aufgrund des umfangreichen Primärdatenmaterials liegen folgende 
Gesamtwerte zeitverzögert vor: 



1988 

1989 

1990 

1991 

Altölanfall 

562 237 

586 153 

608 269 

689 000 

davon wurden der 
Aufarbeitung zugeführt 

276 367 

299 000 

310 000 

386 600 

der therm. Nutzung zugeführt 

63 530 

141 500 

150 000 

140 000 


Die Differenzmengen zu den Altöl-Anfallmengen gingen in betriebs- 
eigene Nutzungen an den Anfallstellen oder wurden exportiert. 


Nach Angaben der unabhängigen europäischen Schmierstoffgesellschaf- 
ten ist in der Bundesrepublik Deutschland im Jahre 1991 im Vergleich zum 
Vorjahr der Verbrauch um rund 15%, im Jahre 1992 um rund 3,5% und in 
1993 um rund 5,8% zurückgegangen, wobei insbesondere deutlich wird, 
daß für den Zeitraum 1993 der Verbrauch an Autoschmierstoffen lediglich 
um 0,3% zurückging, während auf dem Industrie sektor innerhalb der 
Bundesrepublik Deutschland ein Minus von 9,6% zu verzeichnen ist. Dies 
ist konjukturbedingt und hat ebenso Auswirkungen auch auf die Altöl- 
sammlungen und -Verwertung. Es muß davon ausgegangen werden, daß 
von der insgesamt 1991 zur Verfügung stehenden Altölmenge von rund 
689000 t in 1993 rund 10% weniger angefallen sein werden., 

Informationen über „umweltschädigende Entsorgungen" liegen der Bun- 
desregierung nicht vor. 


74. Abgeordneter 

Horst 

Kubatschka 

(SPD) 


Falls sich die Erwartung der Bundesregierung 
bestätigt, daß es durch die Einführung einer 
Rücknahmepflicht für Altöl gemäß § 5 b Abf G zu 
einer Verbesserung der Entsorgungssituation für 
Öle aus dem Selbstwechslerbereich kommen 
werde, welche Mengen Selbstwechsleröle wur- 
den seit 1986 jeweils pro Jahr verkauft, und 
welcher Anteil davon zurückgenommen? 


Antwort des Staatssekretärs Clemens Stroetmann 
vom 7. Juni 1994 

Öle für den Selbstwechslerbereich sind vorrangig Verbrennungsmotoren- 
und Getriebeöle. 

Die Vertreiber von Verbrennungsmotoren- oder Getriebeölen sind seit 
dem 1. Juli 1987 gemäß § 5b AbfG verpflichtet, Altöle kostenlos bis zur 
jeweils abgegebenen Menge vom Endverbraucher (z. B. Tankstellen, 
Großmärkte, SB-Läden) zurückzunehmen oder eine Rücknahmestelle in 
räumlicher Nähe nachzuweisen. 

Damit wurden die Voraussetzungen geschaffen, für Selbstwechsler kun- 
denfreundliche Rückgabemöglichkeiten anzubieten. 

Die vom Statistischen Bundesamt erstellten Primärdaten beziehen sich auf 
die Produktions- und Vertriebssphäre, ohne dabei auf den Verbrauch 
durch Selbstwechsler, Werkstätten oder die Neubefüllung bei der Moto- 
ren-, Getriebe- und Fahrzeugproduktion abzustellen. 
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Auch Altölmengebilanzen werden ohne Berücksichtigung des spezifi- 
schen Wechselverfahrens erstellt. 

Die Entsorgung von Altölen obliegt gemäß § 3 Abs. 2 AbfG grundsätzlich 
den entsorgungspflichtigen Körperschaften. 

Eine Beantwortung der Frage setzt umfangreiche Recherchen voraus. Es 
ist nicht möglich, diese innerhalb der laut GO der zur Beantwortung 
schriftlicher Fragen gesetzten Frist durchzuführen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Post 
und Teiekommunikation 


75. Abgeordneter 

Dr. Rolf 
Niese 

(SPD) 


Trifft es zu, daß die Post seit der Umstrukturie- 
rung ihre Transporte verstärkt durch Lastkraft- 
wagen auf deutschen Straßen und Bundesauto- 
bahnen durchführt bzw. durchführen läßt und die 
Posttransporte mittels Eisenbahnen zurückge- 
gangen sind? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Paul Laufs 
vom 7. Juni 1994 


Die Deutsche Bundespost POSTDIENST mußte in den vergangenen Jah- 
ren Transporte im Bereich bis 100 km verstärkt auf die Straße verlagern. 
Grund für diese Maßnahme war zum einen, daß die damalige Deutsche 
Bundesbahn die Transporttarife für kurze Strecken drastisch erhöht hatte. 
Zum anderen konnte die Deutsche Bundesbahn in der Vergangenheit 
wegen der zeitaufwendigen Rangierarbeiten selbst bei kurzen Distanzen 
eine zügige Beförderung nicht sicherstellen. Dies wird von den Kunden 
der Deutschen Bundespost POSTDIENST unter Verweis auf einen Über- 
Nacht-Service bei anderen Paketdiensten jedoch verlangt. 


76. Abgeordneter Werden die neuen Frachtzentren der Post im 

Dr. Rolf Sinne eines umweltverträglichen Transportwe- 

Niese sens mit Bahnanschlüssen ausgestattet, und wie 

(SPD) hoch ist derzeit und künftig der Anteil von Post- 

transporten im Huckepack-Verkehr? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Paul Laufs 
vom 7. Juni 1994 

Die Deutsche Bundespost POSTDIENST hat sich bei der Entwicklung des 
Konzeptes Frachtpost für einen Systemwechsel bei der Transportlogistik 
weg vom herkömmlichen Gütertransportsystem hin zum Kombinierten 
Ladungsverkehr der Deutschen Bahn (KLV) entschieden. 
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Entscheidende Vorteile dieses Systems sind der Wegfall des zeitaufwendi- 
gen Rangierens und die höhere Fahrgeschwindigkeit im Vergleich zu her- 
kömmlichen Güterzügen. Insgesamt wird mit dieser neuen Transportlogi- 
stik durch die Bündelung der Verkehrsströme, die hohe Zahl von Direkt- 
verkehren zwischen den Frachtzentren und die bessere Ausnutzung der 
Laderaumkapazitäten durch den losen Versand in Containern eine Redu- 
zierung der Transporte und damit eine deutliche Reduzierung der Um- 
weltbelastung für Stadt und Land erreicht, zu der nicht zuletzt auch die 
neukonzipierten, schadstoffarmen Zustellfahrzeuge beitragen werden. 

Für das vorgesehene Transportkonzept im Kombinierten Ladungsverkehr 
ist ein unmittelbarer Schienenanschluß nicht erforderlich, will man nicht 
dem Ziel des Kombi- Verkehrs, der Beschleunigung und der Flexibilisie- 
rung von Transporten zuwiderlaufen. Allerdings hält sich die Deutsche 
Bundespost POSTDIENST eine vorhandene Option für die Anlage eines 
Gleisanschlusses an den Frachtpostzentren in bezug auf zukünftige Ent- 
wicklungen, z. B. Erweiterung des Geschäftsfeldes Frachtpost, offen. Im 
übrigen ist es fraglich, ob die Zuführung kleiner Einheiten zum KLV-Ter- 
minal über Schiene, die wegen der fehlenden Elektrifizierung der Bahn- 
strecken durch Diesel-Rangierloks erfolgen müßte, umweltfreundlicher 
als eine vergleichbare Zuführung auf der Straße ist. Den entscheidenden 
ökologischen Vorteil bietet der Schienentransport erst durch den gebün- 
delten Transport großer Einheiten über weite Strecken. Grundlegende 
Voraussetzung bei der Standortwahl der Frachtpostzentren ist deshalb 
nicht der Gleisanschluß, sondern die Nähe zu einem Distributionsstütz- 
punkt bzw. KLV-Terminal der Deutschen Bahn. 

Am 1. März 1995 wird die Frachtpost ihr Transportsystem umstellen. Die 
Planung der Transporte wird an einen Generalmanager Transport verge- 
ben. Dabei gilt als Vorgabe: „Soviel Schiene wie möglich, soviel Straße 
wie nötig". Die Frachtpost beabsichtigt auch im neuen System einen 
hohen Umfang an Schienentransporten. Entscheidend für den Nutzungs- 
grad dieser Transporte wird jedoch die schnelle Verfügbarkeit eines 
leistungsfähigen KLV-Netzes sein, wie es das Terminalkonzept der Deut- 
schen Bahn AG für die nächsten Jahre vorsieht. Konkrete Angaben über 
den Umfang der Transporte im KLV-System können daher noch nicht 
gemacht werden. 

Der in der Frage angesprochene „Huckepack- Verkehr" (Verladung von 
Lkw auf die Bahn) wurde und wird auch künftig von der Deutschen Bun- 
despost POSTDIENST nicht genutzt. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Forschung 
und Technologie 


77. Abgeordneter 

Klaus 

Harries 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Notwen- 
digkeit und Zweckmäßigkeit des im Genehmi- 
gungsverfahren befindlichen, geplanten For- 
schungsreaktors in Garching bei München? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Neumann 
vom 8. Juni 1994 


Der Forschungsreaktor München II ist ein Projekt der TU München in der 
Verantwortung des Freistaates Bayern, das im wesentlichen über das 
Hochschulbauförderungsgesetz (HBFG) finanziert werden soll. Alle das 
Projekt betreffenden Fragen wie Genehmigungsverfahren, Ver- und Ent- 
sorgung mit und von hochangereichertem Uran (HEU) fallen daher in den 
Zuständigkeitsbereich des Freistaates Bayern und der TU München. 

Die Versorgung der Forschung in Deutschland mit Neutronen ist heute in 
einer sehr viel schwierigeren Situation als etwa zu Beginn der 80er Jahre - 
und dies ist bei deutlich erhöhter Anzahl von Wissenschaftlern, die Neu- 
tronen benötigen. Die Bundesregierung begrüßt daher das FRM Il-Pro- 
jekt, das diese Situation deutlich verbessern würde. Das BMFT hat des- 
halb für den Bau der Anlage einen festen Betrag in Höhe von 160 Mio. DM 
sowie für die spätere Betriebsphase für die ersten zehn Jahre einen weite- 
ren Zuschuß in Höhe von 80 Mio. DM zugesagt. 


78. Abgeordneter 
Klaus 
Harries 

(CDU/CSU) 


Sieht die Bundesregierung die geplante Verwen- 
dung von hochangereichertem Uran als erforder- 
lich an, oder würde auch hochverdichtetes, aber 
niedrig angereichertes Uran den Forschungs- 
zweck erfüllen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Neumann 
vom 8. Juni 1994 


Ein Forschungsreaktor, der - wie beim FRM Il-Projekt geplant - einen 
hohen Neutronenfluß haben soll, ist grundsätzlich auch mit niedrig ange- 
reichertem Uran (LEU) als Brennstoff konstruier- und baubar. Es ist jedoch 
unzutreffend, daß ein solcher Reaktor ebenso gut wie mit hochangerei- 
chertem Uran (HEU) betrieben werden könnte. 

Ein mit LEU betriebener Forschungsreaktor mit dem gleichen Neutronen- 
fluß wie der FRM II würde eine um mehr als 50 % erhöhte thermische Lei- 
stung erfordern und damit eine größere Abwärmebelastung der Umwelt 
bedeuten. Auch würde er ein um 50% größeres radioaktives Inventar und 
eine um mindestens 1 500% vergrößerte Brutrate von Plutonium erzeugen. 
Die Erhöhung der thermischen Leistung um wenigstens 50% würde zu 
einer Steigerung der jährlichen Betriebskosten um ca. 10 Mio. DM auf 
dann fast 30 Mio. DM führen. Die Baukosten würden sich um schätzungs- 
weise 150 bis 200 Mio. DM erhöhen; das jetzige Reaktorkonzept müßte 
vollständig verworfen und völlig neu erarbeitet werden. Das Projekt eines 
neuen Forschungsreaktors stünde damit wieder am Anfang. 


Neu entwickelte Uran-Brennstoffe etwas höherer Dichte lassen in be- 
schränktem Maße eine Reduktion des Anreicherungsgrades bei gleicher 
Neutronenausbeute zu (U-235- Anreicherungsreduzierung von 93% auf 
ca. 70%). Um auf 20% zu gelangen - dies ist dann niedrig angereichertes 
Uran, das als nicht waffenfähig gilt -, müßten Brennstoffe noch weit höhe- 
rer Dichte entwickelt werden, was unter Fachleuten als nicht realisierbar 
eingeschätzt wird. 
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Berichtigung 


In der Drucksache 12/7740 muß die Antwort auf Frage 39 wie folgt korri- 
giert werden: 

In Absatz 1 Zeile 4 ist 1,4% durch 14% zu ersetzen. 


Bonn, den 10. Juni 1994 
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